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5. Im Status nicht erfaßte Geldbewegungen, 


1. Vorbemerkung 


In Nrn 51/52 der DStz 1939 iſt die Zahlungsfähigkeit, 
wie ſie ſich aus der Bilanz ergibt, behandelt worden. Es 
wurde gezeigt, wie aus der üblichen Jahresbilanz oder aus 
einer für den Prüfungstag eigens aufgeſtellten Bilanz der 
„Liquiditäts⸗Status“ entſteht. Es wurde darauf 
hingewieſen, daß der Status nur die „bilanzmäßige 
Zahlungsfähigkeit“ an einem Stichtag ergeben 
kann. Es komme aber auf die „tatſächliche Zah⸗ 
lungs fähigkeit“ innerhalb eines größeren Zeit- 
raums an. 


2. Feſtſtellungen zur Beurteilung der tatſächlichen Zahlungs⸗ 
fähigkeit 
Die günſtige oder die ungünſtige Zahlungs⸗ 
fähigkeit eines Betriebs an einem Stichtag kann ſehr 
bald durch eine ſchlechtere oder eine beſſere abgelöſt 
werden (Hinweis auf das Beiſpiel in Abſchnitt 8). Es kann 
vorkommen, daß ein Steuerpflichtiger aus Augenblicks⸗ 
ſchwierigkeiten oder aus einem gewiſſen Peſſimis⸗ 
mus heraus vorſorglich einen Stundungsantrag oder 
einen Erlaßantrag ſtellt, obwohl, im Vergleich zu der Ver ⸗ 
gangenheit und für einen längeren Zeitraum 
in der Zukunft geſehen, die Zahlungsbereitſchaft nicht 
ſchlecht iſt. Anderſeits kann ein günſtiger Status 
am Stichtag leicht über die wirkliche ernſte Lage 
des Betriebs hinwegtäuſchen. 
Die Zuſtands rechnung (Status) muß deshalb in 
gewiſſem Umfang durch eine ſinnvolle Einbeziehung der 
ünftigen Entwicklung zu einer Bewegungs⸗ 
rechnung ergänzt werden. Es find die Ur ſachen der 
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„) Teil 1 des Aufſatzes ſiehe DEZ 1930 Nrn 51/52. 


Zahlungſchwierigkeiten feſtzuſtellen und die 
öglichkeiten zuihrer Beſeitigung zu prüfen 
(Hinweis auf Abſchnitt 3). 

Gut ausgewählte Statusrechnungen für die zurück⸗ 
liegende Zeit können zweckmäßig ſein (Hinweis auf 
Abſchnitt 4). Es ſind insbeſondere die im Status nicht 
erfaßten Geldbewegungen vorauszuſchätzen 
(Hinweis auf Abſchnitt 5) und die Sicherheit, die 
Wirtſchaftlichkeit und die Ertragsverhält⸗ 
niſſe (Rentabilität) zu prüfen (Hinweis auf Ab⸗ 
ſchnitt 6). « 

Die tatſächliche FTlüſſigkeit oder Nichtflüſſig⸗ 
keit des geprüften Betriebs läßt ſich am beſten durch einen 
Voranſchlag über die künftigen Einnahmen und Aus⸗ 
gaben in der Form eines Zahlungsplans darſtellen 
(Hinweis auf Abſchnitte 7 und 8). 


3. Urſachen der Zahlungſchwierigkeiten 

Der Betriebsprüfer wird verſuchen, die Urſachen 
der Zahlungſchwierigkeiten aufzuklären. Sie 
können mannigfaltiger Art ſein und weit zurückliegen. Es 
laſſen ſich die folgenden Gruppen bilden: 


a) Innerbetriebliche Urſachen 
Die Urſachen für die Zahlungſchwierigkeiten liegen im 
Betrieb ſelbſt. 
Beiſpiele: 
A. Falſche Anlagepolitik 
(Überſchätzung der Abſatzmöglichkeiten und der Verkaufs⸗ 
preiſe und demgemäß zu große und unwirtſchaftliche Be⸗ 


triebsanlagen, „tberkapazität“, techniſche Mängel im 
Betrieb); 


B. Falſche Finanzpolitik 0 
(Verwendung kurzfriſtiger Mittel für Anlagegüter); 
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C. Falſche Kreditpolitik 
(Kredite — Warenkredite oder ſonſtige Kredite — ohne 
Sicherheiten und ohne genügende Prüfung der Kreditfähig⸗ 
keit, Kredite von ungewöhnlicher Höhe und Dauer); 

D. Falſche Einkaufspolitik 
(Zu großer oder zu teurer Einkauf, Einkauf von Gegen⸗ 
ſtänden, die für den Betrieb ungeeignet und ſchwer ber⸗ 
wertbar ſind); 


E. Falſche Selbſtkoſten rechnung 
(Ungenügende Einſicht in die Zuſammenſetzung der Koſten, 
falſche Koſten verteilung und falſche Preisſtellung: einige 
Erzeugniſſe werden zu billig verkauft und bringen Ver⸗ 
luſte, andere werden zu teuer angeboten und ſind unver⸗ 
käuflich); 
Überhöhte Gehälter und Löhne 
(Die leitenden Poſten ſind überbeſetzt, ſie werden im Ver⸗ 
hältnis zu den Leiſtungen zu hoch bezahlt); 
G. überhöhte Entnahmen oder verdeckte Ge⸗ 
win nausſchüttungen 
(In dieſem Zuſammenhang gehören auch Entnahmen zu 
den innerbetrieblichen Vorgängen); 
H. Sonſtige Urſachen 
(Spekulationsverluſte, Nachforderung hoher Steuerbeträge 
und Strafen). 


b) Außerbetriebliche Urſachen 

Die Zahlungſchwierigkeiten ſind durch Vorgänge ent⸗ 
ſtanden, auf die der Betrieb ſelbſt keinen Einfluß 
hatte, und denen er durch geeignete inner betriebliche 
Maßnahmen nicht wirkſam begegnen konnte. 


Beiſpiele: 
A. Umſatzrückgang ohne die 
ſprechenden Senkung der Koſten 
(rückläufige Konjunktur, Witterungseinflüſſe, Modewechſel, 
Maßnahmen von hoher Hand oder Maßnahmen ausländi⸗ 
ſcher Staaten); 
B. Allgemeiner Preisſturz auf dem Abſatzmarkt 
(bei vollen Lägern); 

. Breisjteigerungen auf dem Beſchaffungsmarkt ohne 
die Möglichkeit einer Einholung der Mehrkoſten wegen 
feſter Abſchlüſſe 

(Die Fälle B und O werden mit der zunehmenden Markt⸗ 
regelung ſeltener ſein); 

D. Zahlungſtockungen bei der Kundſchaft; 


E. Außergewöhnliche Zahlungsausfälle 
(größere Forderungsverluſte trotz vorſichtiger Kreditpolitik, 
Währungsverluſte, Diebſtahl, Unterſchlagungen); 


F. Außergewöhnliche Ausgaben 
(Inanſpruchnahme aus Bürgſchaften oder Wechſeln, aus 
verlorenen Prozeſſen, beſondere Abgaben, plötzliche Zurück⸗ 
ziehung größerer Kredite, Ausgaben zur Beſeitigung von 
Schäden durch Naturereigniſſe). 


Die Prüfung der Urſachen der Zahlungſchwierigkeiten 
hat doppelte Bedeutung. Es iſt feſtzuſtellen, ob dieſe 
Urſachen auch für die Zukunft fortbeſtehen oder in 
welchem Umfang und mit welchen Mitteln ſie 
in der Zukunft beſeitigt werden können. Die Betriebs- 
prüfung muß anderſeits aber auch klarſtellen, ob der Be⸗ 
trieb durch äußere Einflüſſe oder durch eigenes 
Verſchulden, z. B. zu hohe Privatentnahmen der In⸗ 
haber, Steuerhinterziehungen, Strafen uſw., in die miß⸗ 
liche Lage geraten iſt. — Das Finanzamt wird den Umfang 
ſeines Entgegenkommens danach bemeſſen. 
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F. 


Möglichkeit einer ent⸗ 


= 


4. Statusrechnungen für die Vergangenheit 


Die Prüfung der tatſächlichen Zahlungsfähigkeit 
in verſchiedenen Zeitpunkten der Vergangenheit wird wegen 
der damit verbundenen Arbeit nur in Ausnahme 
fällen in Betracht kommen können. Statusberech⸗ 
nungen auf Grund früherer Bilanzen laſſen ſich eher 
durchführen. Wenn Unterlagen (z. B. Monatsbilanzen) vor- 
handen find, werden auch Statusberechnungen für Ver⸗ 
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gleichs monate in der Vergangenheit mit erfah⸗ 
rungsgemäß ſtarker Sapitalanfpannung 
möglich ſein. Die Gegenüberſtellung dieſer verſchiedenen 
Statusrechnungen läßt — unter Berückſichtigung der Be⸗ 
triebsergebniſſe (Hinweis auf Abſchnitt 6) — die Entwick⸗ 
lung des Betriebs erkennen. Es laſſen ſich auch Anhalts⸗ 
punkte gewinnen, wie der Betrieb in früheren (fri- 
tiſchen) Zeiten etwaiger Zahlungſchwierigkeiten 
Herr geworden iſt. Eine weitere Bedeutung kommt 
den Feſtſtellungen dieſer Art aber wohl kaum zu. 


5. Im Status nicht erfaßte Geldbewegungen 


Die wichtigſte Aufgabe beſteht darin, die aus dem 
Status nicht erkennbaren Einnahmen und 
Ausgaben der näheren oder ferneren Zukunft feſtzu⸗ 
ſtellen. Es find den Schulden linsbeſondere den Schul⸗ 
den erſter Ordnung) die Zahlungsverpflichtun⸗ 
gen der nächſten Zeit (Wochen oder Monate) hinzuzurechnen, 
die in den Büchern noch nicht erſcheinen. Es kommen 
im weſentlichen die laufenden Unkoſten, die Pri⸗ 
vatentnahmen und die Bareinkäufe in Betracht. 

Die feſten (fixen) Koſten, z. B. Mieten, Zinſen, Ge⸗ 
bühren und Abgaben, ein Teil der Steuern, die Gehälter 
und ein Teil der Löhne laſſen ſich an Hand der Unterlagen 
(Mietverträge, Darlehnsverträge, Steuerbeſcheide, Gehalt⸗ 
und Lohnliſten uſw.) leicht und genau feſtſtellen. Es iſt auch 
möglich, den Betrag der notwendigen Entnah- 
men für den Haushalt, für Perſonenſteuern, Verſicherungs⸗ 
prämien, Abzahlungen der Inhaber uſw. mit einiger Sicher⸗ 
heit zu ſchätzen. 

Die anderen (variablen) Koſten ſchwanken mit 
dem Umſatz. Es iſt ohne umſtändliche Unterſuchungen 
ſehr ſchwer, wenn nicht unmöglich, den künf⸗ 
tigen Umſatz und damit die ſchwankenden (variablen) 
Koſten mit hinreichender Genauigkeit zu er⸗ 
mitteln. Der Betriebsprüfer wird ſich deshalb, wenn er 
geeignete Unterlagen nicht vorfindet, ſchon aus Zeit⸗ 
mangel damit begnügen müſſen, von den feſtſtehenden 
Zahlen der Vergangenheit auszugehen und die er⸗ 
kennbaren Veränderungen der nächſten Zukunft 
durch Zuſchläge und Abſchläge zu berückſichtigen. 

Neben dieſen laufenden Zahlungen ſind auch Aus⸗ 
gaben anzuſetzen, die durch unbedingt notwendige Ergän⸗ 
zungen oder größere Inſtandſetzungen der Be⸗ 
triebsanlagen entſtehen. Solche Aufwendungen laſſen ſich 
oft nicht vermeiden. Die Ausgaben ſetzen bei ſteigen⸗ 
dem Abſatz (Verkauf) beim Umlaufpermögen mit- 
unter ſchlagartig ein. Eine Vergrößerung des 
Abſatzes wird deshalb (abgeſehen von Barzahlungs⸗ 
geſchäften) die Zahlungsbereitſchaft durch höhere Einkäufe, 
Bezugskoſten, Anlagekoſten, Löhne uſw. zunächſtregel⸗ 
mäßig beeinträchtigen. 

* 


Den „unſichtbaren“ Zahlungsverpflichtun⸗ 

en ſtehen (insbeſondere bei Leiſtungsbetrieben) auch 

Zahlungseingänge gegenüber, die aus den Büchern 
und dem Status nicht erſichtlich ſind. 

Es iſt weiter zu prüfen, ob dem Betrieb neue Mit- 
tel zugeführt werden können, insbeſondere in welchem 
Umfang bei Perſonengeſellſchaften fehlende Mittel aus dem 
Privatvermögen der Betriebsinhaber, ihrer Ehe⸗ 
gatten und Kinder gedeckt werden können. Das bedingt die 
Einbeziehung der perſönlichen Vermögensverhältniſſe 
der Inhaber in die Prüfungsarbeiten. 


6. Prüfung der Sicherheit, der Wirtſchaftlichkeit und der 
Rentabilität 

Die Prüfung der tatſächlichen Zahlungsfähigkeit 
umfaßt auch die Prüfung der Wirtſchaftlichkeit und 
der Rentabilität des Betriebs. Das ſchließt Feſtſtel⸗ 
lungen über die Sicherheit und die Ertrags⸗ 
gefährdung, d. h. über die vorhandenen oder künftigen 
Wagniſſe (Riſiken), ein. Alle Berechnungen über die Wirt⸗ 
ſchaftlichkeit und die Rentabilität ſind wertlos, wenn die in 
dem Betrieb liegenden oder ihm drohenden beſonderen 
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Verluſtguellen nicht erkannt und richtig 
abgeſchätzt werden. 

Die Wagniſſe (Riſiken) können innerbetrieb- 
licher oder außerbetrieblicher (marktwirtſchaft⸗ 
licher) Art ſein. 


Beiſpiele: 

Langfriſtige Lieferverpflichtungen zu feſten Preiſen ohne 
Deckungskäufe und ohne die erforderlichen Geldmittel für 
Löhne, Frachten, Zölle uſw., große Abnahmeverpflichtungen 
ohne Deckungsverkäufe, ſpekulative Beſtände, Vereinbarungen 
über hohe Vertragſtrafen, ſchwebende Prozeſſe und Steuer⸗ 
fragen, Bürgſchaften, Garantieverpflichtungen, hohes Wechſel⸗ 
obligo, wenige, aber nicht durchweg ſichere Großabnehmer, 
unzweckmäßige Finanzierung, größere Währungforderungen 
(unter Umſtänden auch Währungſchulden). 


Die Prüfung der Sicherheit muß deshalb der Prü⸗ 
fung der Wirtſchaftlichkeit und der Rentabilität voraus- 
gehen. 


Wirtſchaftlichkeit und Rentabilität ſind 
nicht das ſelbe. 


Ein Betrieb kann beiſpielsweiſe ſehr wirtſchaft⸗ 
lich arbeiten und doch eine angemeſſene Rente, eine 
„Rentabilität“, nicht erreichen. Mit einfachſten 
Mitteln werden Höchſtleiſtun gen vollbracht. Es 
findet ſich nirgends ein Leerlau f. Der betriebliche 
Werteumlauf und der Arbeitseinſatz ſind voll⸗ 
kommen. Es iſt jedoch nicht möglich, gleiche Gewinne 
wie die Mitbewerber zu erarbeiten, und zwar deshalb 
nicht, weil der Betrieb auf teures Fremdkapital an⸗ 
gewieſen iſt, oder weil er wegen ungenügender Geldmittel 
Liefererkredite ausnutzen muß, während andere Be⸗ 
triebe die Liefererrechnungen durchweg mit drei bis vier 
vom Hundert Zahlungsabzug (Skonto) bezahlen uſw. 
(Bei einem jährlichen Einkauf von 1 Million Reichsmark 
wird das Betriebsergebnis in ſolchen Fällen ſchon allein 
wegen des Zahlungsabzugs um 30 000 bis 40 000 Reichs⸗ 
mark gejchmälert!) 

Ein unrentabler Betrieb kann zwar längere Zeit 
zahlungsfähig bleiben, wenn genügend Mittel zur 
Verfügung ſtehen, den Einnahmeausfall zu decken. Und ein 
rentabler Betrieb kann lange Zeit unwirtſchaft⸗ 
lich arbeiten oder vorübergehend Zahlun gſchwierig⸗ 
keiten haben. Auf die Dauer geſehen, werden Zah⸗ 
lungsfähigkeit, Rentabilität und Wirtſchaftlichkeit gleich 
(parallel) laufen. 


* 


Der Betriebsprüfer muß ſowohl die Wir tſchaft⸗ 
lichkeit als auch die Rentabilität unterſuchen. Er 
wird ſich ſein Urteil in der Regel nach der Vergangenheit 
auf Grund der früheren und der für den Prüfungstag auf⸗ 
geſtellten Bilanzen bilden. Die Feſtſtellung der katfäch⸗ 
lichen Ertragslage bis zum Prüfungstag 
und eine überſchlägliche Schätzung der künftigen Ent⸗ 
wicklung werden gewöhnlich ausreichen. Genauere 
Ergebnisrechnungen für einen längeren Zeitraum im vor- 
aus ſind ſelten. Sie führen nur bei zuverläſſigen 
Unterlagen und bei gleichbleibenden Ver⸗ 
hältniſſen zu brauchbaren Ergebniſſen. 


* 


Die ausgewieſenen Betriebsergebniſſe (auch nicht 
die ſteuerlich richtigen!) ſind für Rentabilitätsberechnungen 
meiſtens nicht geeignet. Sie enthalten Aufwendungen und 
Erträge, die für einen Vergleich ausgeſchieden wer⸗ 
den müſſen. 


Die Ergebniſſe ſind nach ihren Quellen aufzuſpalten. 
Außerordentliche Aufwendungen und außer- 
ordentliche Erträge, der Gewinnvortrag, Be 
träge aus aufgelöſten Rücklagen ufw. find von den 
ordentlichen Aufwendungen und Erträgen zu tren ⸗ 
nen. Es ſind die Beträge feſtzuſtellen und in eine Über⸗ 
ſicht zu bringen, die der Betrieb im gewöhnlichen 


Geſchäftsverkehr in der Vergangenheiter⸗ 
arbeitet hat und in der Zukunft nachhaltig 
abwerfen kann. 


Die ſo für mehrere Jahre gewonnenen Belräge ſind 
den verſchiedenen Beziehungsgrößen der betreffenden Jahre 
gegenüberzuſtellen. Das Verhältnis der Größen zueinander 
wird in Hundertſätzen ausgedrückt. Die Zahlen laſſen die 
Entwicklung der Ertragsverhältniſſe erkennen und ermög⸗ 
lichen Schlüſſe für die Zukunft. 


Als Beziehungsgrößen werden verwendet: der Umſatz 
(„Umſatzrentabilität“), das Betriebsvermögen oder 
Eigenkapital („Betriebsvermögensrentabilität“ oder „Ren⸗ 
tabilität des Eigenkapitals“), das Ge ſamtkapital 
(Unternehmungsrentabilität“) uſw. Zur Ermittlung der 
Unternehmungsrentabilität ſind die geſam⸗ 
ten Schulden (Eigenkapital plus Fremdkapital) und die 
errechneten Jahresergebniſſe plus Zinſen auf das 
Fremdkapital in Beziehung zu ſetzen. 


7. Aufſtellung eines Zahlungsplans 


Die oben bezeichneten Feſtſtellungen können das Bild 
von der Zahlungsfähigkeit laut Status (bilanzmäßige 
Zahlungsfähigkeit) entſcheidend verändern. Sie 
müſſen für die Beurteilung der tatſä chlichen Zahlungs⸗ 
fähigkeit eines Betriebs mit den Ergebniſſen der Status⸗ 
rechnung vereinigt werden. Das geſchieht oft durch 
Ergänzungsrechnungen im Bericht. Dieſes Ver⸗ 
fahren mag in einfacheren Fällen genügen. Es iſt 
zweckmäßiger und bei manchen Prüfungen unumgänglich, 
einen Zahlungsplan aufzuſtellen. Auch der Zahlungs⸗ 
plan knüpft an die tatſächlichen Verhältniſſe an einem 
Stichtag an, fo daß auch bei Verwendung von Zahlungs» 
plänen regelmäßig auf den Status nicht verzichtet 
werden kann. 


Die Aufſtellung eines Zahlungsplans bedeutet den 
Verſuch, die künftigen Geldbewegungen (Ein⸗ 
nahmen und Ausgaben) und die daraus entſtehenden über⸗ 
ſchüſſe und Fehlbeträge für gewiſſe Zeiträume (in der Regel 
Monate) im voraus zu erfaffen. Die Schwierig⸗ 
keiten, die ſich der praktiſchen Durchführung dieſer Aufgabe 
entgegenſtellen, ſind verſchieden, je nach dem Stand des 
Rechnungsweſens in dem geprüften Betrieb. Sie 
ſteigen mit der Weite des Zeitraums, den der Zah⸗ 
lungsplan umfaſſen ſoll und mit der Genauigk eit, die 
angeſtrebt wird. Insbeſondere iſt die Feſtſtellung des 
künftigen Bedarfs an den Gütern und Leiſtungen, 
die der Betrieb anbietet, und die Ermittlung feines An⸗ 
teils an dem Geſamtabſatz eine außerordentlich 
ſchwierige und oft nur unzureichend zu löſende Aufgabe. 


* 


Der Prüfer ift regelmäßig nicht in der Lage, dieſe 
Arbeit ohne Mitwirkung des Betriebs in ange⸗ 
meſſener Zeit allein durchzuführen. Er wird deshalb 
einige Tage vorher feſtſtellen, ob der Betrieb ſel bſt 
Finanzpläne auffiellt oder dafür geeignete Unter ⸗ 
lagen (andere Wirtſchaftspläne, Statiſtiken, Tages⸗ 
Wochen-, Monatsberichte) beſitzt. — Brauchbare Zahlungs⸗ 
pläne ſind bei Klein⸗ und Mittelbetrieben ſo gut wie nicht 
vorhanden und auch bei Großbetrieben noch ſelten. 

Es iſt zweckmäßig, die Prüfung durch den Betrieb nach 
feſten Richtlinien vorbereiten zu laſſen. Das fol- 
gende Beiſpiel gibt hierfür Anhaltspunkte. 


8. Beiſpiel eines Zahlungsplans 


Es wird ein Einzelhandelsgeſchäftunterſtellt. 
Weſentliche Anderungen im Umſatz find nicht zu erwarten. 
Die Geldeingänge können deshalb nach dem Status 
(vom Bilanztag) und nach dem Warenerlöskonto des Vor⸗ 
jahrs geſchätzt werden. Die Barverkäufe betragen etwa 
90 v. H., die Verkäufe auf Rechnung 10 v. H. des geſamten 
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Warenausgangs. Die Zahlungen aus den Ziel verkäu⸗ 
fen gehen durchſchnittlich nach 60 Tagen ein. Die Forde⸗ 
rungen aus Zielverkäufen haben am Bilanztag 25 000 RM 
betragen. 

Ein Teil der Unkoſten kann nach Unterlagen (3. B. 
Mietverträgen, Darlehnsverträgen, Steuerbeſcheiden) genau 
ermittelt werden. Die anderen Unkoſten werden den 
Monatsſummen der entſprechenden Konten des Vor⸗ 
jahrs entnommen. Zuſchläge oder Abſchläge ſind berück⸗ 
ſichtigt. 

Die Wechſelſchulden am Bilanztag haben 30 000 
Reichsmark und die Warenſchulden 165 000 Reichs⸗ 
mark betragen. Eine langfriſtige Darlehnſchuld iſt 
mit zwei Teilbeträgen von je 10000 Reichsmark am 2. Ja⸗ 
nuar und am 1. April fällig. Die Verfallzeiten der 
alten Wechſelſchulden und der alten Warenſchul⸗ 
den ergeben ſich aus den Büchern. Die Waren⸗ 


einkäufe des neuen Jahrs werden auf Grund des 
Wareneingangsbuchs des Vorjahrs geſchätzt. (Auch hier 
Zuſchläge und Abſchläge.) Die Liefererrechnungen 
werden ſofort mit 10 v. H. bar, mit 20 v. H. durch Drei⸗ 
Monats⸗Schuldwechſel und mit 70 v. H. nach vier Monaten 
bar bezahlt. 


Zahlungsplan 


Januar [Februar März | April] Mai 
RM RM AM AM AM 


A. Vorhandene Zahfungs- 
mittel am Bilanztag: 


3. Poſtſcheckguthaben 9 
4. Steuergutſcheine II 


Zahlungseingänge: 

1. aus Forderungen 

a) am Bilanztag 
25 00 AM . 

b) aus neuen Forde⸗ 
rungen (10 v. H. 
der Warenausgänge 
ue Be 

. aus Barverfäufen 


= 80 v. H. der Waren- 
ausgänge im 


0 


Januar. 75 000 
Februar. . 60 000 
März 70 000 
April. . 80000 

90000 
Juni . 80000 


Zahlungsmittel insgefamt 


Januar [Februar] März April] Mai Juni 
RM RM AM AM AM RM 
C. Betriebsausgaben: 
IE i 4000 4000 40001 4000 4000] 4000 
2. Steuern 2500| 7000 1500| 1500 6 500 2000 
8. 9 . 2000 — — 1500 — — 
4. Tilgungsbeträge 10.000 — — 10 000 = — 
5. Gehälter und Löhne 
einſchl. ſozlal. Abgaben] 12 000] 12 000 12 000 12 000 12 000 12 000 
6. Frachten 0 800 1000 1000 1200 1000 
7. Neuanlagen und In⸗ 
ſtandhaltungen 2 000 500 500 500 3000 500 
8. Sonftige Untoften . » 4000| 3 5000 300] 3000 3500 4.000 
9. Wechſelſchulden 
a) am Bllanztag 
30 000 RM M. .| 6000| 16 000 8 0004 — — — 
b) neue Wechſel 
(20 v. H. v. C 10) — — — 10 000 8000] 10 000 
10. Warenſchulden 
a) am Bilanztag 
165 000 RM . . 30 000 40 000] 50 000] 45 000 — — 
b) aus neuen Waren- 
eingängen im 
Januar .. 50 000] 5000 95.000 
Februar 40 000 4.000 28 000 
Mär, 50 000 5.000 
April 60 000 8.000 
Mai 0 000 5.000 


D. Ergebnis: 
. Geſamtbetrag der ver⸗ 
fügbaren Zahlungs- 
e De re 109 500 
. Gefamtbetrag der Be⸗ 
triebsausgaben „ 78 500 
„ Überſchüſſe (+) oder 
Fehlbeträge (—) . 4431 
Entnahmen der Inhaber 
a) laufende 
b) Perſonenſteuern 
Überfchüffe 2 oder Fehl ⸗ 
beträge (—) insgeſamt 


— 


69.000 


1 


85.000 L 94 500 L. 78 200 65 500 
2.000 2.000 2.000 
= 1000 8 500 


Le non 
9. Schlußgutachten 


Das Ergebnis der Unterſuchungen iſt in einem 
Schlußgutachten zuſammenzufaſſen. Es ſind die Mög⸗ 
lichkeiten zur Beſeitigung der Zahlungſchwie⸗ 
rigkeiten darzulegen und Zahlungsvorſchläge 
zu. unterbreiten. Bei Erlaßanträgen iſt auch zu der 
Höhe der zu erlaſſenden Beträge Stellung zu nehmen. 
Durch ein Entgegenkommen (Stundung) dürfen die An⸗ 
ſprüche des Reichs gegenüber anderen Gläubigern 
nicht gefährdet werden. Es ſind deshalb die Wege 
anzugeben, die zur Sicherung der Steuerforde⸗ 
rungen beſchritten werden können. 


87 800 


8 e 


Die Bewertungsmaßstäbe des Reichsbewertungsgesetzes 


Von Obersteuerinspektor Waßner, Berlin, Reichsfinanzminisferium 


1. Gemeiner Wert 

Oberſter Bewertungsgrundſatz des Reichs⸗ 
bewertungsgeſetzes iſt die Vorſchrift, daß bei Bewertungen 
der gemeine Wert anzuſetzen iſt, ſoweit nichts anderes 
beſtimmt iſt (8 10 R BewG). 

Für eine Anzahl von Wirtſchaftsgütern gibt das Reichs⸗ 
bewertungsgeſetz eine Sondervorſchrift (z. B. § 14 
Abſatz 4), für andere Wirtſchaftsgüter ſchreibt es die Be⸗ 
wertung mit dem gemeinen Wert ausdrücklich vor (3. B. 
§ 13 Abſatz 2), für alle übrigen Wirtſchaftsgüter iſt der ge⸗ 
meine Wert ebenfalls anzuſetzen, es ſei denn, daß dies aus⸗ 
nahmsweiſe nicht dem Willen des Steuergeſetzes entſpricht, 
für deſſen Zwecke die Bewertung erfolgt. 

Der gemeine Wert wird durch den Preis 
beſtimmt, der im gewöhnlichen Geſchäfts⸗ 
verkehr nach der Beſchaffenheit des Wirt⸗ 
ſchaftsguts bei einer Veräußerung zu er⸗ 
zielen wäre. Dabei ſind alle Umſtände, die 
den Preis beeinfluſſen, zuberückſichtigen, 
ausgenommen ungewöhnliche und perſön⸗ 
Liche Verhältniſſe. 


„Dieſe Begriffsbeſtimmung gibt natürlich nur eine 
Richtlinie. Der Entſcheidung der Finanzbehörden und 
der Rechtſprechung iſt weiter Spielraum gelaſſen. Die 
Methode der Wertermittlung kann verſchieden ſein, 
je nach der Art des zu bewertenden Wirtſchaftsguts. Weſent⸗ 
lich iſt nur, daß das Ergebnis den Grundſätzen des 
§ 10 RBew G entſpricht. 


„Gewöhnlicher Geſchäftsverkehr“ iſt der 
Handel im freien Markt. Darunter ſind Kauf und Verkauf 
unter normalen Verhältniſſen zu verſtehen. Der Erwerb 
aus einer Konkursmaſſe oder im Weg der Ver- 
ſteigerung iſt kein gewöhnlicher Geſchäftsverkehr. 
Wenn jemand aus Not um jeden Preis verkauft oder aus 
beſonderem perſönlichen Intereſſe um jeden Preis erwirbt, 
jo liegen auch keine gewöhnlichen Verhältniſſe vor. Un⸗ 
gewöhnlich ſind aber nicht Beſchränkungen der 
Preisbildung oder der Marktverhältniſſe, 
die ihre Urſache in geſetzlichen Maßnahmen haben, 
n nicht eine allgemeine gute oder ſchlechte Kon- 
junftur, 
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Der „gemeine Wert“ iſt ein ſtreug objek⸗ 
tiver Wert. Alle Umſtände, die in der Perſon des 
Steuerpflichtigen liegen, bleiben demgemäß außer Be⸗ 
tracht. Verkauft der Vater ſeinem Sohn ein Wirtſchafts⸗ 
gut zu Bedingungen, die er einem Fremden nicht gewähren 
er fo ift der vereinbarte Preis nicht der gemeine 
Wert. 


Iſt die Veräußerung eines Wirtſchaftsguts dem Steuer⸗ 
pflichtigen perſönlich am Bewertungſtichtag auf Grund ge⸗ 
ſetzlicher Vorſchrift nicht möglich, zum Beiſpiel, weil 
es infolge Anordnung der Zwangsvollſtreckung 
beſchlagnahmt iſt, oder enthält ein Teſtament für den 
Steuerpflichtigen ein Veräußerungsverbot, ſo wird das 
Wirtſchaftsgut dadurch nicht wertlos. 


Iſt der Steuerpflichtige in feiner Eigenſchaft als Vor- 
erbe oder durch vertragliche Bindung in ſeiner 
Verfügungsmacht über ein Wirtſchaftsgut beſchränkt, ſo hat 
das ſteuerlich feine Wertminderung zur Folge. 


Verfügungsbeſchränkungen, die ſich z. B. bei einem 
Grundſtück aus bau polizeilichen Anordnungen er- 
geben, können wertmindernd wirken; denn ſie haben ihre 
Urſache nicht in der Perſon des Eigentümers, ſondern 
in der Beſchaffenheit des Wirtſchaftsguts. 


§ 10 RVBewG ſpricht vom Preis, der zu erzielen 
wäre. Maßgebend iſt alſo der im gewöhnlichen Geſchäfts⸗ 
verkehr, entkleidet von allen perſönlichen und ungewöhn⸗ 
lichen Verhältniſſen, erzielbare Preis, nicht der 
Preis, der im Einzelfall tatſächlich erzielt 
worden iſt. Dieſer bildet aber den wertvollſten An⸗ 
haltspunkt für die Beſtimmung des gemeinen Werts. 


Fehlt es an einem tatſächlich erzielten Veräußerungs⸗ 
preis, dann hilft der Vergleich mit den Preiſen für 
gleichartige oder ähnliche Wirtſchaftsgüter. Er⸗ 
forderlichenfalls iſt der gemeine Wert — am zweckmäßigſten 
in Übereinſtimmung mit dem Stenuerpflichtigen — unter 
verſtändiger Abwägung aller weſentlichen Umſtände zu 
ſchätzen. In Ausnahmefällen kann ein Sachverſtän⸗ 
digengutachten eingeholt werden. 


Die wichtigſte Rolle ſpielt der gemeine Wert bei der 
Bewertung der zum inländiſchen und ausländischen Grund- 
vermögen und Betriebsvermögen gehörigen bebauten 
und unbebauten Grundſtücke und grund⸗ 
ſtücks gleichen Rechte. Dabei iſt zu beachten: 


a) wird für ein inländiſches Grundſtück der Ein⸗ 
heitswert feſtgeſtellt, ſo ſind die Beſtandteile 
des Grundſtücks (z. B. eine Heizungsanlage) und das 
Zubehör (z. B. die Leuchtkörper in einem Fabrik⸗ 
gebäude) einzubeziehen, nicht aber etwaige 
Betriebsvorrichtungen (3. B. eine eingebaute 
Keſſelanlage); 


erfolgt die Bewertung eines inländiſchen Grund- 
ſtücks nicht zur Feſtſtellung des Einheitswerts, ſondern 
für Zwecke eines Steuergeſetzes, das den Einheitswert 
oder die Vorſchriften für die Einheitswertfeſtſtellung 
ausſchließt (wie z. B. das Urkundenſteuergeſetz), ſo 
ſind die Beſtandteile einzubeziehen; Zu⸗ 
behör und Betriebsvorrichtungen bleiben aber außer 
Betracht; 


e) bei der Bewertung von ausländiſchen Grund: 
ſtücken ſindalle Beſtandteile und das Zubehör 
zu erfaſſen, alſo auch alle Betriebsvorrichtun⸗ 
gen, die mit dem Grundſtück verbunden ſind. 


Einen guten Anhaltspunkt für die Ermittlung des 
gemeinen Werts von Grundſtücken bildet ihr Ertrag. 
Die Durchführungsverordnung zum Reichsbewertungsgeſetz 
(RBew D) ſchreibt deshalb für den größten Teil der be⸗ 
bauten inländiſchen Grundſtücke, insbeſondere 
für Mietwohngrundſtücke und gemiſchtgenutzte Grundſtücke, 
die Bewertung mit einem Vielfachen der Jahres⸗ 
rohmiete vor. Für die ſonſtigen bebauten Grund⸗ 
ſtücke iſt ausdrücklich die Bewertung mit dem gemeinen 


b 


— 
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Wert beſtimmt. Mit der Vervielfachung der Jahresrohmiete 
ſoll ebenfalls nichts anderes gewonnen werden als der ge⸗ 
meine Wert. 


„Steht die Miete nicht feſt und iſt die übliche 
Miete nur ſchwer zu ermitteln oder zu ſchätzen, wie das 
insbeſondere bei Geſchäftsgrundſtücken und Einfamilien⸗ 
häuſern oft der Fall iſt, ſo muß notwendigerweiſe zu 
anderen Bewertungsmethoden gegriffen werden. 


Das Finanzamt bedarf für ſeine Arbeit konkreter An⸗ 
haltspunkte, um eine gleichmäßige Bewertung er⸗ 
zielen zu können. Es ermittelt deshalb den gemeinen Wert 
— wenn die Jahresrohmiete als Grundlage ausſcheidet — 
in Anlehnung an die Durchſchnittsbauko ſten und 
die Ergebniſſe der Kaufpreisſammlung nach der 
Nutzfläche oder der bebauten Fläche, nach der 
Zimmerzahl oder dem umbauten Raum, es 
leitet ihn vom Brandkaſſenwert ab, oder es geht 
Dun a Debpunb ein ron SAT 

ungswert und von Utzungsziffern aus 
(Weilſches Verfahren). 5 e 

Es beſteht jedoch bei dieſen verſchiedenen Bewertungs⸗ 

methoden ein wichtiger Unterſchied. Die Vorſchrift des 
§ 33 RVewDdV über die Bewertung mit dem Vielfachen 
der Jahresrohmiete hat Geſetzeskraft und iſt für das 
Finanzamt und den Steuerpflichtigen binden d. Bei allen 
anderen „Bewertungsarten, handelt es ſich lediglich um 
Richtlinien, denen eine ſolche unbedingte Bin⸗ 
dung nicht innewohnt. 
Bei den unbebauten Grundſtücken iſt faſt 
immer die Ableitung des gemeinen Werts aus dem qm-Preis 
für verkauftes ähnliches Bauland oder Induſtrieland mög⸗ 
lich. Die Ertragloſigkeit ſolcher Grundſtücke iſt im all⸗ 
gemeinen auf die Wertermittlung ohne Einfluß. 


Bei den grundſtücksgleichen Rechten ſpielt 
das Erbbaurecht die Hauptrolle. Das Erbbaurecht iſt 
das veräußerliche und vererbliche Recht, auf oder unter der 
Oberfläche eines Grundſtücks ein Bauwerk zu haben. Sein 
gemeiner Wert wird unter Berückſichtigung der weiteren 
Dauer des Erbbaurechts am Bewertungſtichtag mit dem 
ganzen oder teilweiſen gemeinen Wert des Grundſtücks be⸗ 
meſſen, das mit dem Recht belaſtet ift (8 46 RBew Dp). 


Vom übrigen Grundbeſitz kommt für die Bewertung 
mit dem gemeinen Wert das ausländiſche land⸗ 
und forſtwirtſchaftliche Vermögen in Be⸗ 
tracht. Bei der Wertfeſtſtellung iſt neben den Beſtandteilen 
auch das Zubehör zu berückſichtigen. Die zu einem land⸗ 
und forſtwirtſchaftlichen Betrieb gehörigen Zahlungsmittel, 
Wertpapiere, Geldforderungen und Geldſchulden ſind jedoch 
nicht einzubeziehen. 

Grundſätzlich mit dem gemeinen Wert find Ge⸗ 
werbeberechtigungen jeder Art und Rechtsform zu 
bewerten. Für beſtimmte Gewerbeberechtigungen ſind Be⸗ 
wertungsrichtlinien vorhanden. So werden z. B. Apotheken⸗ 
gerechtigkeiten nach der Höhe des Umſatzes und Kohlen⸗ 
gewinnungsrechte nach der Menge der anſtehenden Kohle 
bewertet. Allgemein gültige Bewertungsregeln laſſen ſich 
bei der Verſchiedenartigkeit dieſer Berechtigungen (Mineral⸗ 
gewinnungsrecht — Abdeckereigerechtigkeit; Mühlenrecht — 
Fährgerechtigkeit uſw.) nicht geben. Es iſt aber immer zu 
unterſuchen, ob die Berechtigung überhaupt ein bewertungs⸗ 
fähiges Wirtſchaftsgut darſtellt (veräußerlich? vererblich?). 


Wenn Wertpapiere, Anteile und Genuß 
ſcheine an Kapitalgeſellſchaften einen Steuerkurswert 
oder Inlandskurswert nicht haben, find fie mit dem ge⸗ 
meinen Wert anzuſetzen. Beſonders betont iſt das für 
Aktien, Kuxe und andere Bergwerksanteile, GmbH-Anteile 
und Genußſcheine (§ 13 Abſatz 2 RBewcg). Deren gemeiner 
Wert iſt, wenn er ſich nicht aus Verkäufen ableiten läßt, 
ausgehend vom tatſächlichen Vermögen der Geſellſchaft, 
von den wirklich erzielten Gewinnen der letzten zwet 
oder drei Wirtſchaftsjahre vor dem Bewertungſtichtag und 
den herrſchenden Zinsverhältniſſen zu ermitteln. 
Es ſind das in der Hauptſache dieſelben Umſtände, die auch 
die Kursbildung beeinfkuſſen. 
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Beſitzt ein Steuerpflichtiger eine größere Anzahl von 
Anteilen einer Kapitalgeſellſchaft, mindeſtens etwa ein 
Viertel, ſo beſteht die Möglichkeit, daß der gemeine Wert der 
geſamten Beteiligung höher iſt als die Summe der ge⸗ 
meinen Werte der einzelnen Anteile. 

Der gemeine Wert ausländiſcher Wert⸗ 
papiere iſt in erſter Linie nach inländiſchen Wert⸗ 
verhältniſſen zu beurteilen. Es iſt insbeſondere von Be⸗ 
deutung, zu welchen Preiſen die Papiere im Inland ver⸗ 
wertet werden können. 

Wiederkehrende Nutzungen oder Lei⸗ 
ſtungen werden grundſätzlich mit dem Kapitalwert be⸗ 
wertet (Abſchnitt 7). Davon kann abgewichen werden, wenn 
der gemeine Wert niedriger oder höher ift (§ 15 Abſatz 3 und 
$ 16 Abſatz 5 Na). Den Steuerpflichtigen trifft aller- 
dings die Beweispflicht, an die in dieſem Fall hohe Anforde» 
rungen zu ſtellen find. Der Kapitalwert muß offenſichtlich 
unbillig ſein. Das iſt z. B denkbar, wenn die Zahlungs⸗ 
unfähigkeit des zur Zahlung einer Rente Verpflichteten 
zweifelhaft geworden iſt. 

Ohne Ausnahme mit dem gemeinen Wert iſt aus⸗ 
ländiſches Betriebsvermögen zu bewerten (8 26 
R BewG). 

Dasſelbe gilt für Urheberrechte, geſchützte und 
nichtgeſchützte Erfindungen, ſoweit ſie nicht zum 
inländiſchen Betriebsvermögen gehören. Anhaltspunkte für 
die Wertermittlung find die gemachten Auf wendungen 
und die erzielten Erträge. 


Außerdem ſind mit dem gemeinen Wert anzuſetzen: 


a) der Überbeftand an umlaufenden Be⸗ 
triebsmitteln eines land⸗ und forſtwirtſchaftlichen 
Betriebs (z. B. Erntevorräte, Düngemittel, Weinvorräte, 
§ 29 Abſatz 2 Ziffer 3 RBewG); 

b) Wirtſchaftsgüter, die einem land» und forſtwirtſchaft⸗ 
lichen Betrieb oder einem Gewerbebetrieb zu dienen be⸗ 
ſtimmt ſind, tatſächlich aber einem derartigen Betrieb 
des Eigentümers nicht dienen (z. B. das Inventar eines 
privatiſierenden Gutspächters oder einzelne an einen 
gewerblichen Betrieb verpachtete Maſchinen; 

c) verarbeitetes oder unverarbeitetes Edelmetall, 
Edelſteine, Perlen, Schmuck- und Luxus- 
gegenſtände; 

d) Kraftwagen, Flugzeuge, Jachten, ſoweit 
ſie nicht zum inländiſchen Betriebsvermögen gehören 
(ein Kraftwagen uſw. gehört dann nicht zum Be⸗ 
triebsvermögen, wenn er ganz oder überwiegend privaten 
Zwecken dient); 

e) Kunſtgegenſtände 
Privatbeſitz; 

f) Hausrat und andere bewegliche körperliche Gegen⸗ 
ſtände. 


2. Teilwert 


Wirtſchaftsgüter, die ganz oder überwiegend einem 
Unternehmen dienen, d. h. einem Gewerbebetrieb oder 
der Ausübung eines freien Berufs, ſind in der Regel mit 
dem Teilwert zu bewerten. Der Teilwert iſt der 
Betrag, den ein Erwerber des ganzen 
Unternehmens im Rahmen des Geſamt⸗ 
kaufpreiſes für das einzelne Wirtſchafts⸗ 
gut anſetzen würde. Dabei iſt davon aus- 
zugehen, daß der Erwerber das Unter⸗ 
nehmen fortführt (§ 12 R BewG). 

Mit anderen Worten: Teilwert iſt der Wert, der den 
Wirtſchaftsgütern im Rahmen eines vorhandenen 
Betriebs beizumeſſen iſt, und zwar eines Betriebs, der 
ungehindert im bisherigen Umfang und mit 
den bisherigen Möglichkeiten fortgeführt 
werden ſoll. Vom Wert des ganzen Unternehmens entfällt 
auf jedes zugehörige Wirtfchaftsgut ein Teil. Dieſer 
Teil heißt Teilwert. 

Der Teilwert eines Wirtſchaftsguts deckt ſich im all⸗ 
gemeinen mit dem Betrag, der zur Beſchaffung des Wirt⸗ 


und Sammlungen in 


ſchaftsguts in dem am Bewertungſtichtag be⸗ 
ſtehenden Zuſtand aufgewendet werden müßte (ge⸗ 
wöhnliche Wiederbeſchaffungskoſten). Bei 
betriebsarteigenen Wirtſchaftsgütern müſſen die 
außer gewöhnlichen Wiederbeſchaffungskoſten hin⸗ 
zugerechnet werden. Der Teilwert iſt dann gleich dem 


Betrag der erhöhten Wiederbeſchaffungs⸗ 
8 0 ke 9 (Reinhardt, Buchführung, Bilanz und Steuern, 
and 1). 


Der Xeilwert eines nicht nur vorübergehend un⸗ 
genutzten Wirtſchaftsguts iſt in der Regel gleich dem 
Einzelveräußerungspreis, d. h. dem Erlös, 10 
im Fall der Veräußerung des einzelnen Wirtſchaftsguts 
herausgelöſt aus dem Betrieb, erzielt werden 
würde. 
Die unterſte Grenze für den Teilwert iſt der 
Materialwert (Schrottwert). 

Mit dem Teilwert in dieſem Sinn (unterſte Grenze) 
werden im weſentlichen Maſchinen und ſonſtige Betriebs⸗ 
vorrichtungen, Fahrzeuge, Inventar und dergleichen, Halb⸗ 
und Fertigfabrikate, Rohſtoffe, Patente uſw. bewertet. 

Der Teilwert von Bargeld, Bankguthaben, Forderungen 
jeder Art uſw. entſpricht grundſätzlich dem Nennbetrag. 
Der Teilwert einer Schuld iſt der Betrag, mit dem der Er⸗ 
werber eines Unternehmens die Schuld in der übernahme⸗ 
bilanz anſetzen würde. Das iſt im allgemeinen ebenfalls 
der Nennwert. 

Der Teilwertbegriff des Reichsbewer⸗ 
tungsgeſetzes iſt genau derselbe wie der 
des Einkommenſteuergeſetzes. Ein erheb⸗ 
licher Unterſchied beſteht aber in der An⸗ 
wendung des Teilwerts. 

Bei der Einheitswertfeſtſtellung für das Betriebs⸗ 
vermögen iſt z. B. ſchlechthin vorgeſchrieben, daß, abgeſehen 
von Betriebsgrundſtücken, Gewerbeberechtigungen, Wert⸗ 
papieren, Anteilen und Genußſcheinen an Kapitalgeſell⸗ 
ſchaften, alle Wirtſchaftsgüter eines gewerblichen Betriebs 
in der Regel mit dem Teilwert anzuſetzen ſind. Bei der 
Einkommenſteuer dagegen haben die An⸗ 
ſchaffungs⸗ oder Herſtellungskoſten, bei ab⸗ 
nutzbaren Wirtſchaftsgütern des Anlagevermögens die 
Anſchaffungs⸗ oder Herſtellungskoſten, vermindert um die 
Abſetzungen für Abnutzung, den Vorrang vor dem Teil⸗ 
wert. Der Teilwert kann angeſetzt werden. Beim Voll⸗ 
eh wird dieſes „Kann“ unter Umftänden zum 
„Mu ß“. 

Es ergibt ſich daraus, daß die Werte einer 
Steuerbilanz nicht ohne weiteres bei der 
Einheitswertfeſtſtellung übernommen 
werden können. Bei Betriebsgrundſtücken und Ge⸗ 
werbeberechtigungen treten an die Stelle der Steuerbilanz⸗ 
werte die Einheitswerte, bei Wertpapieren uſw. in der 
Regel die Steuerkurswerte. Bei den anderen Wirtſchafts⸗ 
gütern muß geprüft werden, ob ſie mit dem Teilwert oder 
mit den Anſchaffungs⸗ oder Herſtellungskoſten — gegebenen- 
falls vermindert um die Abſetzungen für Abnutzung — 
angeſetzt worden ſind. Iſt das letztere der Fall, ſo iſt der 
Wert der Steuerbilanz für die Einheitswertfeſtſtellung nur 
brauchbar, wenn ſich die Anſchaffungs⸗ oder Herſtellungs⸗ 
koſten — bei den abnutzbaren Wirtſchaftsgütern des Anlage⸗ 
vermögens nach Abzug angemeſſener Abſetzungen für Ab⸗ 
nutzung — mit dem Teilwert decken. Das iſt ſehr oft 
möglich. 

Die Bewertungsfreiheit für kurzlebige Wirt⸗ 
ſchaftsgüter ($ 6 EStG) iſt dem RBewG unbekannt. 
Auch für dieſe Wirtſchaftsgüter muß deshalb der Teil ⸗ 
wert angeſetzt werden. Es tft jedoch zuläſſig, ihn auf ver⸗ 
einfachte Weiſe zu ermitteln (§S 54 RBew DV). 

Die Bewertungsfreiheit für die abnutzbaren 
Wirtſchaftsgüter des betrieblichen Anlagevermögens § 3 
des Neuen Finanzplans gemäß gilt nur für 
Steuern vom Einkommen und Ertrag. Bei der Einheits⸗ 
wertfeſtſtellung und bei Bewertungen des Betriebsver⸗ 
mögens für Zwecke der Erbſchaftſteuer, Urkundenſteuer uſw. 
darf der Teilwert nicht unterſchritten werden. 
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3. Nennwert 


Mit dem Nennwert (§ 14 NBewG) werden in der 
Hauptſache angeſetzt: 

Darlehen, 

Hypotheken, 

Grundſchuldforderungen, 

Einlagen als ſtiller Geſellſchafter, 

Spareinlagen, 

Bankguthaben, 

Poſtſcheckguthaben, 

ſonſtige laufende Guthaben, 

unter Umſtänden Wertpapiere, Anteile und Genußſcheine, 

Zahlungsmittel und 

Schulden. 


Ausländiſche Zahlungsmittel und Forderungen 
und Schulden in ausländiſcher Währung oder ſolche, 
die auf Sachwerte lauten, müſſen in Reichsmark 
umgerechnet werden. 

Die Bewertung iſt im allgemeinen einfach. Schwierig⸗ 
keiten ergeben ſich erſt, wenn beſondere Umſtände ein Ab - 
weichen vom Nennwert erfordern, wenn ins- 
beſondere bei Darlehnsforderungen uſw. eine Wertminde- 
rung geltend gemacht wird. In welchem Grad dieſe vorliegt, 
iſt oft ſchwer zu ermeſſen. Erforderlich iſt eine verſtändige, 
von Übertreibungen freie Beurteilung der Verhältniſſe am 
Dewertungftichtag. Haben ſich in der Zeit vom Stichtag ab 
bis zur Steuerfeſtſetzung die Verhältniſſe geklärt (nicht 
geändert“), fo iſt die gewonnene beſſere Einſicht zu berück⸗ 
ſichtigen. a 

„Die Wertminderung einer Forderung kann ſo groß 
ſein, daß die Forderung ſchließlich mit Null bewertet 
werden muß. Sie bleibt wegen Uneinbringlichkeit außer 
Anſatz. Zu beachten iſt aber, daß die Minderbewertung 
einer Forderung beim Gläubiger nicht die Bewertung 
der Schuld beim Schuldner beeinflußt. Der Schuldner 
kann ſeine Schuld auch dann mit dem Nennwert anſetzen, 
wenn der Gläubiger die Forderung nicht als voll⸗ 
wertig betrachtet. 

Gleiche Bewertung bei Gläubiger und Schuldner iſt 
vorgeſchrieben, wenn ein Kapital befriſtet und un⸗ 
verzinslich hingegeben worden iſt (§ 14 Abſatz 3 
NBenG und § 75 RVew D). Ausgangspunkt der Wert⸗ 
feſtſtellung iſt der Nennwert. 

Beiſpiel: 

8 000 RM find als unverzinsliches Darlehen auf acht 
Jahre gegeben. — 5,5 b. H. Jahreszinſen — 440 RM, auf 
acht Jahre = 3520 RM. Wert: 8000 RM — 3520 RM 
4 480 RM. — 

Bei der Vermögenſteuer hat der Gläubiger 4480 RM zu 
berſteuern. Der Schuldner darf 4480 RM vom Vermögen 
abziehen. 

Für unverzinsliche unbefriſtete Kapitalforde⸗ 

rungen iſt eine Sondervorſchrift nicht gegeben. Die Un⸗ 
verzinslichkeit iſt aber ein Umſtand, der ein Abweichen vom 
Nennwert regelmäßig rechtfertigt. 
Bei der Bewertung einer ſtillen Beteiligung 
kann ſich der ſeltene Fall ergeben, daß wegen beſonders 
günſtiger Ertragsausſichten ein Hinausgehen über 
den Nennwert begründet iſt. 


4. Kurswert 

Der Kurswert der Wertpapiere (8 13 
RBewcg) wird in den meiſten Fällen aus ihrem Nennwert 
und ihrem Kurs, ſeltener aus der Stückzahl und dem Kurs, 
errechnet. 

Für die Bewertung mit dem Kurswert kommen nur die 
Wertpapiere in Betracht, deren Kurs an einer inländi⸗ 
ſchen Börſe amtlich notiert wurde. 

Alle anderen Wertpapiere, alſo auch Papiere, 
deren Kurs zwar nicht im Inland, aber an einer ausländi⸗ 
ſchen Börſe amtlich notiert wurde, und Wertpapiere jeder 
Art, die nur im Freiverkehr gehandelt werden, ſind 
nicht mit dem Kurswert, ſondern mit dem gemeinen 
Wert zu bewerten. Der gemeine Wert kann ſich dabei mit 
dem Nennwert der Papiere oder mit dem ausländiſchen oder 
dem nichtamtlichen inländiſchen Kurswert decken. Der Wert 


von Wertpapieren in ausländiſcher Währung iſt zum amt⸗ 
lichen Deviſenkurs auf Reichsmark umzurechnen. 

Die Bewertung der Wertpapiere zum amtlichen In⸗ 
landskurs iſt zwingend vorgeſchrieben. Ein Ab⸗ 
ſchlag für laufende Dividenden oder ein Zuſchlag für 
laufende Zinſen darf nicht gemacht werden. Eine Höher ⸗ 
bewertung iſt bei Geſellſchaftsanteilen möglich (§ 13 
Abſatz I R BewG), wenn eine größere Anzahl — mindeſtens 
etwa ein Viertel der geſamten Anteile der Geſellſchaft — in 
einer Hand vereinigt iſt (Aktienpaket !), und be⸗ 
ſondere Umſtände zur Folge haben, daß die Geſamtheit 
dieſer Anteile einen höheren N Wert beſitzt, als ſich 
bei Zuſammenrechnung der Kurswerte der einzelnen 
Anteile ergibt. Es iſt oft ſehr ſchwierig, das Maß dieſer 
Werterhöhung richtig abzuwägen. 

Soweit es ſich um die Bewertung der Wertpapiere für 
die Zwecke der Vermögenſteuer und der Feſtſtellung 
der Einheitswerte der gewerblichen Betriebe han⸗ 
delt, ſcheiden für die meiſten Papiere die Börſenkurſe aus, 
weil beſondere Steuerkurswerte feſtgeſetzt ſind 
(Hinweis auf Abſchnitt 5). Fehlt es an einem Steuer⸗ 
kurswert, ſo iſt auch bei der Vermögenſteuerveranlagung 
und bei der Einheitswertfeſtſtellung der Inlandskurs⸗ 
wert oder der gemeine Wert anzuſetzen. Bewertung⸗ 
ſtichtag iſt aber dann nicht der 1. Januar, deſſen Be⸗ 
ginn als Hauptveranlagungs⸗ oder Hauptfeſtſtellungszeit⸗ 
punkt beſtimmt iſt, ſondern in der Regel der 31. Dezem⸗ 
ber, der dieſem Zeitpunkt vorangeht (869 R BewG). 
Das gilt auch dann, wenn Wertpapiere zum Vermögen eines 
Betriebs gehören, deſſen Abſchlußzeitpunkt nicht auf den 
31. Dezember fällt. 


5. Steuerkurswert 

Für die Zwecke der Vermögenſteuerveranla⸗ 
gung und Einheitswertfeſtſtellung iſt 88 70 
und 71 RBewch gemäß bei Wertpapieren, Anteilen und 
Genußſcheinen an Kapitalgeſellſchaften die Feſtſetzung eines 
beſonderen Steuerkurswerts vorgeſehen, der an die 
Stelle des Inlandskurswerts oder des gemeinen Werts tritt. 
Die Steuerkurswerte werden teils von den Vörſenvorſtän⸗ 
den, teils von Sachverſtändigenausſchüſſen ermittelt und im 
Deutſchen Reichsanzeiger veröffentlicht (Steuerkursbeilage). 
Da dieſe Maßnahme einen erheblichen Teil der im Verkehr 
befindlichen Wertpapiere erfaßt, wird die Bewertung des 
ſonſtigen Vermögens der Steuerpflichtigen und die Feſt⸗ 
ſtellung der Einheitswerte der gewerblichen Vetriebe weſent⸗ 
lich erleichtert. 

Die Steuerkurswerte ſind bei der Einheitswertfeſtſtel⸗ 
lung auch dann maßgebend, wenn der Abſchlußzeitpunkt 
eines Betriebs nicht mit dem Feſtſtellungszeitpunkt überein⸗ 
ſtimmt. Sie bleiben ſogar maßgebend für Vermögen⸗ 
ſteuernenveranlagungen, Vermögenſteuer⸗ 
nachveranlagungen und für Wertfortſchrei⸗ 
bungen und Nachfeſtſtellungen des Einheits⸗ 
werts, obgleich dabei der Bewertungſtichtag der Wertpapiere 
einige Jahre vor dem Veranlagungs⸗ oder Feſtſtellungszeit⸗ 
punkt liegen kann. ö 

Eine Abweichung vom Steuerkurswert iſt grund⸗ 
ſätzlich nicht zuläſſig. Auch ein Abſchlag für laufende Divi⸗ 
denden oder ein Zuſchlag für laufende Zinſen darf nicht 
gemacht werden. Eine niedrigere Bewertung iſt aus⸗ 
nahmsweiſe denkbar, wenn ein Steuerpflichtiger glaubhaft 
macht, daß er ſeine Wertpapiere infolge der deutſchen oder 
ausländiſchen Deviſenbeſchränkungen nicht zum Steuerkurs⸗ 
wert veräußern kann. Eine Höherbewertung iſt mög» 
lich, wenn die Vorausſetzungen des § 13 Abſatz 3 RBewG 
erfüllt find (Abſchnitt 4 Abſatz 4). 


6. Rückkaufswert 


Der Rückkaufswert iſt der Betrag, zu dem ein 
Verſicherungsunternehmen den Verſicherungſchein und damit 
den Anſpruch gegen das Verſicherungsunternehmen zurück- 
kaufen würde. 4 

Bewertet werden mit dem Rückkaufswert noch nicht 
fällige Anſprüche aus Lebens» Kapital⸗ 
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oder Nentenverfiderungen, wenn der Steuer- 
pflichtige den Rückkaufswert nachweiſt (8 14 Abſatz 4 
R BewG). Die Bewertung iſt alſo ausſchließlich vom Willen 
des Steuerpflichtigen abhängig. Bringt er eine Beſcheini⸗ 
gung des Verſicherungsunternehmens über den Rückkaufs⸗ 
wert bei, ſo ſcheidet die Bewertung des Verſicherungsan⸗ 
ſpruchs mit zwei Dritteln der eingezahlten 
Prämien oder Kapitalbeiträge aus. 
Beleihungen des Verſicherungsanſpruchs (Police⸗ 
darlehen) oder Vorauszahlungen des Verſicherungs⸗ 
unternehmens dürfen vom Rückkaufswert nicht ab ge⸗ 
zogen werden. Sie ſind wie Schulden zu behandeln. 


7. Kapitalwert 
Der Kapitalwert kommt zum Anſatz: 

a) für wiederkehrende Nutzungen oder Lei— 
ſtungen auf beſtimmte Zeit, 

b) für immerwährende Nutzungen oder Rei- 
ſtungen, 

c) für Nutzungen oder Leiſtungen von unbe: 
ſtimmter Dauer und 

d) für lebenslängliche Nutzungen und Lei⸗ 
ſtungen (88 15 und 16 RBewg). 


Der Kapitalwert iſt ein gedachter Wert. Er iſt 
für den Verechtigten Vermögen und für den Verpflich⸗ 
teten eine Schul d. Die innere Berechtigung für die Be⸗ 
ſteuerung eines ſolchen gedachten Vermögenswerts iſt daraus 
zu entnehmen, daß z. B. der Empfänger einer Rente von 
4000 RM jährlich ſteuerlich nicht viel weniger leiſtungs⸗ 
fähig iſt als der Eigentümer eines Bankguthabens von 
100 000 RM, das 4000 RM Zinſen bringt. Natürlich kann 
der Rentenberechtigte nicht über den Vermögenswert ſeiner 
Rente verfügen. Dieſem Umſtand wird aber dadurch 
genügend entſprochen, daß der Kapitalwert der Rente, um 
im Beiſpiel zu bleiben, nicht mit 100 000 RM, ſondern 
höchſtens mit 72 000 RM angeſetzt wird. 

Ihre weſentliche Bedeutung haben die Vorſchriften über 
den Kapitalwert bei der Bewertung von Renten jeder 
Art und Rechtsform und von Nießbrauchsre chten. 
Bei der Vermögenſteuerveranlagung zählen jedoch ni cht 
alle Nießbrauchsrechte und Rentenrechte zum ſonſtigen Ver⸗ 
mögen und nicht alle entſprechenden Verpflichtungen zu 
den abzugsfähigen Schulden. Gewiſſe Einſchränkungen er⸗ 
geben ſich aus 967 Ziffer 4 und SS 68 und 74 RBewG. Es 
ſcheiden insbeſondere Nutzungen und Leiſtungen auf die 
Dauer von weniger als zehn Jahren und Anſprüche auf 
Renten, die auf geſetzlicher Unterhaltspflicht beruhen, aus. 

Bei der Ermittlung des Kapitalwerts kommt es darauf 
an, außer dem Jahreswert (Abſchnitt 8) den zutref⸗ 
fenden Ver vielfacher feſtzuſtellen. Das iſt bei der 
1 der rechtlichen Möglichkeiten nicht immer 
einfach. 

Die 88 15 und 16 RBewch gelten zurzeit in der Faſſung, 
die durch die SS 75 und 76 RBew d beſtimmt wird. 

Immerwähren de Nutzungen oder Lei⸗ 
ſtungen, das ſind ſolche, deren Aufhören nicht abzuſehen 
iſt, ſind mit dem Achtzehnfachen des Jahres- 
werts anzuſetzen. 

Der Kapitalwert von Nutzungen oder Leiſtun⸗ 
gen auf beſtimmte Zeit iſt durch Zuſammenrechnen 
der einzelnen Jahreswerte unter Abzug der Zwiſchenzinſen 
und Berückſichtigung von Zinſeszinſen zu ermitteln (Zins⸗ 
ſatz 5,5 v. H.). Eine Hilfstafel (Seite 90 der Handausgabe 
des RBewö) erleichtert die Berechnung. 

Beiſpiel: 
Eine Rente beträgt 1200 RM jährlich. Zeitdauer der 
Rente vom Bewertungſtichtag ab zwölf Jahre. — 
M Rente hat einen Kapitalwert von 9,093 RM, 
1200 RM Rente haben folglich 
1200 X 9,093 — 10911 RM. 


Bei Nutzungen oder Leiſtungen auf 53 Jahre und 
mehr iſt die oberſte Wertgrenze erreicht: 1 RM Rente 
== 18 AM Kapitalwert. 

Nutzungen oder Leiſtungen von unbe— 
ſtimmter Dauer, zu denen lebenslängliche Nutzungen 


einen Kapitalwert von 


und Leiſtungen trotz der Unbeſtimmtheit ihrer Dauer nicht 
gerechnet werden, find gegenwärtig mit dem Neun ⸗ 
fachen des Jahreswerts anzuſetzen. Unbeſtimmk ift 
die Dauer, wenn das Ende der Nutzung in abſeh⸗ 
barer Zeit zu erwarten, der Tag des Wegfalls aber 
ungewiß iſt. 
Beiſpiele: 
Eine Steuerpflichtige beſitzt das Nießbrauchsrecht an einem 
Grundſtück bis zu ihrer Verheiratung, oder ein Minderjähriger 
erhält eine Rente bis zu ſeiner Volljährigkeit. 


sit die Ungewißheit beſeitigt, fo hat gegebenen- 
falls eine Berichtigung der Wertfeſtſtellung zu ge⸗ 
ſchehen (88 5 und 7 R BewG). 

Der Kapitalwert von lebenslänglichen 
Nutzungen und Leiſtungen beſtimmt ſich nach 
dem Lebensalter der Perſon, von deren Lebenszeit die 
Dauer der Nutzung oder Leiſtung abhängt. Dieſe Perſon 
kann je nach den vertraglichen Abmachungen, teſtamen⸗ 
tariſchen Beſtimmungen oder dergleichen der Ver⸗ 
pflichtete, der Berechtigte oder ein Dritter 
ſein. Der Jahreswert iſt mit einer Zahl zu vervielfachen, 
die unter Berückſichtigung der durchſchnittli chen 
Lebenserwartung der Menſchen und der 
herrſchenden Zinsverhältniſſe feſtgeſetzt 
worden iſt (§ 16 Abſatz 2 RBewcß). Der Kapitalwert iſt 
demgemäß für laufend veranlagte Steuern kein feſt⸗ 
ſtehender Wert, ſondern er verändert ſich mit der 
Alterszunahme. 

Beiſpiel: 

Ein 54jähriger Steuerpflichtiger erhielt am 1. Januar 1935 
eine Rente bon jährlich 3000 RM auf Lebenszeit. Kapital⸗ 
wert 13 X 3000 — 39000 RM. Bei der nächſten Vermögen⸗ 
ſteuerveranlagung wird der Kapitalwert nur noch 30 000 RM 
betragen, weil der Steuerpflichtige inzwiſchen mehr als 
55 Jahre alt geworden iſt. 


Gelegentlich hängt die Dauer der Nutzung oder Lei⸗ 

ſtung von der Lebenszeit mehrerer Perſonen ab. 
Wenn das Recht mit dem Tod des zuletzt Sterbenden er- 
liſcht, ſo iſt das Lebensalter des Jüngſten maßgebend; 
denn dieſer hat die längſte Lebenserwartung. Wenn das 
Recht mit dem Tod des zuerſt Sterbenden erliſcht, dann 
it das Lebensalter des Alteſten maßgebend; denn dieſer 
hat die geringſte Lebenserwartung. 
Anders liegt der folgende Fall: Ein Steuerpflichtiger 
übergibt feinen Vetrieb an den Sohn gegen eine Renke 
von jährlich 3000 AM bis zum Tod. Stirbt er, ſo 
ſoll die Mutter bis zu ihrem Tod 2000 RM jährlich 
erhalten. Auch hier ſpielt ſcheinbar die Lebenszeit mehrerer 
Perſonen eine Rolle. § 16 Abſatz 4 RBewö iſt aber ni cht 
anzuwenden. Der Kapitalwert der Rente von 3 000 RM 
beſtimmt ſich allein nach dem Lebensalter des Vaters. 
Der Anſpruch der Mutter iſt ein aufſchiebend be- 
dingter Erwerb (8 4 RBewcß) und wird zunächſt 
nicht berückſichtigt. Erſt nach dem Tod des 
Vaters iſt bei der Vermögensfeſtſtellung für die Mutter 
der Kapitalwert ihrer Rente von 2000 RM ihrem Lebens⸗ 
alter entſprechend anzuſetzen. 

Es ſind nun noch Fälle denkbar, daß bei Nutzungen 
oder Leiſtungen auf beſtimmte Zeit oder von un⸗ 
ſtimmter Dauer die Lebenszeit einer oder 
mehrerer Perſonen eine maßgebliche Rolle ſpielt. 
Dann hat die Bewertung nach den Vorſchriften für lebens⸗ 
längliche Nutzungen und Leiſtungen den Vorrang, 
wenn ſie einen niedrigeren Wert ergibt. 


Beiſpiel A: 
Ein 66jähriger bezieht eine Rente von 1000 RM auf zehn 
Jahre, längſtens aber bis zu ſeinem Tod. Leiſtung auf be⸗ 
ſtimmte Zeit: 1000 X 7,052 — 7952 RM. Lebenslängliche 
Leiſtung 7 X 1000 — 7000 RM. Der maßgebende Kapital⸗ 
wert iſt 7 000 RM; denn der Wert nach § 16 NBew& darf 
nicht überſchritten werden. 


Beiſpiel B: 
Ein 46jähriger ſetzt einer geſchiedenen Frau eine Rente 
von 3000 RM aus bis zu ihrer Wiederverheiratung, längſtens 
aber bis zu feinem Tod. Leiſtung bon unbeſtimmter Dauer: 
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9 8 000 = 27 000 RM. Lebenslängliche Leiſtung: 18 X 8 000 
39 000 RM. Der maßgebende Kapitalwert iſt 27 000 RM; 
denn der Wert nach § 16 RBewG wird nicht überſchritten. 


Die Berechnung des Kapitalwerts nach der durch⸗ 
ſchnittlichen Lebensdauer kann nachträglich be⸗ 
richtigt werden, wenn die tatſächliche Lebens ⸗ 
dauer feſtſteht und der Berechtigte weſentlich früher 
geftorben iſt, als feiner Lebenserwartung entſprach (§ 16 
Abſatz 3 RBewG). Das muß man ſinngemäß auch gelten 
laſſen, wenn z. B. eine Rentenzahlung auf das Leben des 
Verpflichteten abgeſtellt war und dieſer vorzeitig geſtorben 


iſt. Die Feſtſetzung der nicht laufend veranlagten Steuern, 


z. B. der Erbſchaftſteuer, iſt dann auf Antrag oder von 
Amts wegen zu berichtigen. Die zuviel gezahlte Steuer iſt 
zu erſtatten oder die zu wenig erhobene Steuer nachzu⸗ 
zahlen. Eine rückwirkende Anderung laufend ver⸗ 
anlagter Steuern, z. B der Vermögenſteuer, iſt dagegen 
nicht zuläſſig. 


Die Bewertung mit dem Kapitalwert iſt zwingend 
vorgeſchrieben. Nur ausnahmsweiſe kann an Stelle des 
Kapitalwerts der gemeine Wert angeſetzt werden, wenn 
er nachgewieſen wird. 


Eine gewiſſe Bedeutung hat der Kapitalwert noch bei 
der ſteuerlichen Behandlung bedingter Rechtsver⸗ 
hältniſſe (§8 5, 7 und 8 R BewG). Schwebezuſtände in 
den Eigentumsverhältniſſen müſſen zur ſteuerlichen Er⸗ 
faſſung in beſtimmter Weiſe entſchieden werden. Eine 
Anderung muß aber möglich ſein, wenn der Schwebe⸗ 
190 beſeitigt iſt, die Eigentumsverhältniſſe alſo geklärt 
ind. 


Beiſpiel: 

Ein freigebiger Onkel ſchenkt ſeinem Neffen Wirtſchafts⸗ 
güter im Wert bon 100 000 RM unter der Bedingung, daß 
der Neffe innerhalb von fünf F en heiratet. Es handelt 
ſich um einen auflöſend bedingten Erwerb. Bei der 
Erbſchaftſteuerveranlagung und bei der Vermögenſteuerver⸗ 
anlagung werden die Wirtſchaftsgüter mit 100 000 RM an⸗ 
geſetzt. Die Bedingung wird nicht berückſichtigt. Heiratet der 
Neffe nicht in der beſtimmten Friſt, ſo geen ihm die ge⸗ 
ſchenkten Wirtſchaftsgüter verloren. Er kann nun be⸗ 
antragen, daß die Feſtſetzung der Erbſchaftſteuer nach dem 
tatſächlichen Wert ſeines Erwerbs berichtigt wird. Dieſer 
tatſächliche Wert iſt nicht Null, ſondern der Kapitalwert der 
Nutzungen, die der Neffe in den fünf Jahren ſeiner Ver⸗ 
fügungsmacht aus den geſchenkten Wirtſchaftsgütern gezogen 
hat. Beſteuert wird alſo eine Nutzung von beſtimmter Dauer 
($ 15 Abſatz 1 R BewG). 


Auf die Vermögenſteuer für die zurückliegende 
Zeit hat der Wegfall der geſchenkten Wirtſchaftsgüter 
keinen Einfluß; denn die Vermögenſteuer iſt eine laufend 
beranlagte Steuer. Nur für die Zukunft kann der 
Neffe gegebenenfalls im Weg der Neuveranlagung 
($ 13 VSt) eine Herabſetzung der Vermögenſteuer er⸗ 
reichen. Der Kapitalwert der fünfjährigen Nutzung ſpielt 
dabei keine Rolle. 


Der Onkel kann dem Neffen ſeine Zuwendung auch in 
anderer Form gemacht haben. Er ſetzt ihm z. B. eine 
lebenslängliche Rente aus, die aber wegfallen ſoll, wenn er 
nicht binnen fünf Jahren heiratet. Zunächſt iſt dabei der 
Kapitalwert der lebenslänglichen Rente zu verſteuern. Er⸗ 
füllt der Neffe die Bedingung nicht, ſo iſt als tatſächlicher 
Wert des Erwerbs der Kapitalwert des fünfjährigen 
Rentenbezugs zu betrachten. 


. Auflöſend bedingte Laſten werden nach den 
gleichen Geſichtspunkten behandelt, d. h. die Bedingung wird 
vorläufig außer acht gelaſſen. 

Beiſpiel: 

Der Onkel ſchenkt dem Neffen 100 000 RM mit der Auf⸗ 
lage, daß er einer zwanzigjährigen Nichte eine Rente von 
1000 RM zahlen muß, ſolange ſie unverheiratet bleibt 
era darf der Neffe von den geſchenkten 100000 RM den 
Kapitalwert des Rentenrechts als Laſt abziehen (Bewertung 
§ 15 Abſatz 2 RBewG gemäß mit 9000 RM). Heiratet die 
Nichte ſchon nach drei Jahren, ſo iſt die Erbſchaftſteuer⸗ 


feſtſetzung von Amts wegen inſofern zu berichtigen, als nur 
der Kapitalwert der auf drei Jahre beſchränkten Renten⸗ 
zahlung (§ 15 Abſatz 1 NBewG) als Laſt berückſichtigt wird. 


8. Jahreswert 

Bei der Ermittlung des Kapitalwerts 88 15 und 16 
RBewc gemäß dient als Grundlage der Jahreswert, 
das iſt der Wert der einjährigen Nutzung oder 
Leiſtung (§ 17 R BewG). 

Beſteht die Nutzung oder Leiſtung in Geld, bezieht 
der Berechtigte z. B. von einer Rentenverſicherungsanſtalt 
eine feſtſtehende Rente von jährlich 3000 R M, 
ſo iſt der Jahreswert gleich dem Jahresbetrag der 
Rente. 

Beſtehen die Nutzungen oder Leiſtungen in Sach⸗ 
bezügen von gleichbleibender Höhe (Wohnung, Heizung, 
Koſt, Waren und dergleichen), ſo muß deren Geldwert nach 
den üblichen Mittelpreiſen des Verbrauchsorts angeſetzt 
werden. Sie werden genau ſo bewertet wie bei der Feſt⸗ 
ſtellung der Einnahmen § 8 Abſatz 2 EStG gemäß, alſo mit 
den Beträgen, die der Mieter oder Verbraucher normaler⸗ 
weiſe dafür aufwenden müßte (Hinweis auf Lohnſteuer⸗ 
richtlinien). 

Am zahlreichſten ſind Nutzungen oder Lei⸗ 
ſtungen in Sachwerten in den Streifen der Land⸗ 
wirtſchaft (Altenteil, Leibgedinge, Auszug). Da dieſe 
Sachbezüge meiſt in einem beſtimmten Verhältnis zur 
Größe des landwirtſchaftlichen Betriebs ſtehen, iſt es mög⸗ 
lich, ihren Jahreswert mit ausreichender Genauigkeit nach 
Durchſchnittſätzen zu ermitteln. 

Bei einem Wohnrecht iſt der Jahreswert der 
Nutzung gleich dem Mietwert der Wohnung. 


Bei Nutzungen oder Leiſtungen in Geld oder Geldes⸗ 
wert, die ihrem Betrag nach ungewiß ſind oder ſchwan⸗ 
ken, gilt als Jahreswert der Betrag, der in Zukunft im 
Durchſchnitt der Jahre vorausſichtlich erzielt 
werden wird. Zur Beurteilung der Zukunftsausſichten 
dienen die Ergebniſſe der Vergangenheit. Der Durchſchnitt 
aus den Nutzungen oder Leiſtungen von mindeſtens drei 
Jahren kann regelmäßig als Jahreswert angeſetzt werden, 
wenn nicht beſtimmte Gründe dafür ſprechen, daß künftig 
weſentliche Veränderungen zu erwarten ſind. Beſteht das 
Recht noch nicht drei Jahre, ſo muß eben nach beſtem Kön⸗ 
nen geſchätzt werden. 

Nutzungen in ſchwankender Höhe ſind am zahlreichſten 
beim Nießbrauchsrecht. Beſteht ein ſolches Recht an 
einem Einfamilienhaus, ſo werden keine Bedenken 
beſtehen, als Jahreswert regelmäßig den Nutzungs⸗ 
wert zu betrachten, der ſich bei Anwendung der Verord⸗ 
nung über die Bemeſſung des Nutzungswerts der Wohnung 
im eigenen Einfamilienhaus vom 26. Januar 1937 (RGBl I 
Seite 99) ergibt. 

Sit das Nießbrauchsrecht an einem landwirt⸗ 
ſchaftlichen Betrieb beſtellt, der weder Buchführung 
beſitzt noch dazu verpflichtet iſt, ſo wird der Jahreswert des 
Rechts in der Regel in Anlehnung an den Gewinn er⸗ 
mittelt werden können, der auf Grund der Verordnung vom 
31. Dezember 1936 über die Aufſtellung von Durchſchnitt⸗ 
ſätzen für die Ermittlung des Gewinns aus Land⸗ und 
Forſtwirtſchaft feſtgeſtellt worden iſt (RGBl 1937 J Seite 1). 
Es iſt aber zu beachten, daß der Wert der Arbeitslei⸗ 
ſtung des Betriebsinhabers und ſeiner im Betrieb tätigen 
Familienangehörigen in keinem Fall zum Ertrag des Be⸗ 
triebs gehört. 

Ein Sonderfall liegt vor, wenn jemandem das Recht 
auf die Nutzunganeiner Geldſumme (im engſten 
Sinn des Wortes) zuſteht, und ein Anhaltspunkt für die 
künftigen Erträge des Kapitals am Bewertungſtichtag nicht 
gegeben iſt. Dann gelten als Jahreswert 5,5 v. H. der Geld⸗ 
ſumme (§ 17 Abſatz 1 RBewG, § 75 RBew Ds). 


9. Ertragswert 


„Die Vorſchriften über die Ermittlung des Ertragswerts 
befinden ſich im Zweiten Teil des Reichsbewertungsgeſetzes. 
Sie gelten deshalb nur für die Einheitswertfeſt⸗ 
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ſtellung und den Fall, daß ein Steuergeſetz für ſeine be⸗ 
ſonderen Zwecke die Anwendung der Vorſchriften über die 
Einheitswertfeſtſtellung bei der Bewertung des land⸗ und 
forſtwirtſchaftlichen Vermögens ausdrücklich beſtimmt. 

Der Ertragswert iſt das Achtzehnfache 
des Reinertrags, den ein landwirtſchaftlicher oder 
forſtwirtſchaftlicher Betrieb, ein Weinbau⸗ oder gärtneriſcher 
Betrieb oder ein Betrieb, der zum übrigen land⸗ und forſt⸗ 
wirtſchaftlichen Vermögen gehört (Fiſchzucht, Binnenfiſcherei, 
Imkerei), ſeiner wirtſchaftlichen Beſtimmung gemäß im 
Durchſchnitt nachhaltig erbringen kann (§ 31 RBewG, § 76 
RBew DV). Da bei der Beurteilung der Ertragsfähigkeit 
alle Umftände ausgeſchaltet werden ſollen, die mehr oder 
weniger von den perſönlichen Verhältniſſen und Fähigkeiten 
des Betriebsinhabers abhängen, iſt zu unterſtellen, daß der 
Betrieb unter gewöhnlichen Verhältniſſen, 
ordnungsmäßig, gemeinüblich und aus⸗ 
ſchließlich mit entlohnten fremden Arbeits⸗ 
kräften bewirtſchaftet wird und ſchulden e 
Nicht der tatſächliche Reinertrag des Betriebs iſt alſo ohne 
weiteres maßgebend, ſondern ein angenommener Dur ch⸗ 
ſchnittsertrag, der die Ermittlung eines reinen 
Betriebswerts ermöglicht. 

Die Methode der Ermittlung des Ertragswerts iſt ver⸗ 
ſchieden, je nach der Unterart des land- und forſtwirtſchaft⸗ 
lichen Vermögens. 

Die Bewertung der landwirtſchaftlichen Betriebe iſt 
von alters her ein ſchwieriges Problem. Die Feſtſtellung des 
gemeinen Werts der Betriebe iſt dadurch erſchwert, daß 
Veräußerungen nur in ſehr geringem Umfang ſtattfinden 
und deshalb Anhaltspunkte an tatfächlichen Kaufpreiſen 
nicht in ausreichender Zahl zur Verfügung ſtehen. Gerech⸗ 
tere Ergebniſſe läßt die Feſtſtellung des Ertragswerts er⸗ 
hoffen. Nur fehlt es bei den meiſten landwirtſchaftlichen 
Betrieben an der erforderlichen Grundlage: einer Buch⸗ 
führung, aus der ſich der Ertrag des Betriebs einwandfrei 
ermitteln läßt. 

Zur Überbrückung dieſes Mangels, zur Erzielung 
größtmöglichſter Gleichmäßigkeit in der Bewertung und zur 
Vereinfachung des Bewertungsverfahrens wendet das 
Reichsbewertungsgeſetz das „Syſtem der berg lei⸗ 
chenden Bewertung“ an (88 34 bis 40 R BewG). Im 
Grundſatz beſteht dieſes Syſtem darin, daß nur für einen 
einzigen Betrieb im ganzen Reich der Ertrag im 
Sinn von § 31 RBewGtatſächlich feſtgeſtellt und 
daraus durch Vervielfachung mit achtzehn der Ertrags⸗ 
wert ermittelt wird, während für alle anderen Betriebe 
der Ertragswert unmittelbar oder mittelbar 
durch Vergleich mit dieſem einen Betrieb, 
Reichs ſpitzenbetrieb, gewonnen wird. 

Der Reichsſpitzenbetrieb liegt in der Magdeburger 
Börde. Er iſt derjenige landwirtſchaftliche Betrieb im Alt⸗ 
reich, der, auf den Hektar bezogen, die größte Ertrags- 
fähigkeit beſitzt. Sein Ertragswert iſt unter Mitwirkung 
des Bewertungsbeirats vom Reichsminiſter der Finanzen 
mit der Gründlichkeit feſtgeſtellt worden, die die große Be⸗ 
deutung der Einheitswerte für die Landwirtſchaft erfordert. 
Er bildet die Grundlage für die Feſtſetzung des Hektar ⸗ 
höchſtſatzes, d. h. des höchſten Betrags, mit dem ein 
Sektar landwirtſchaftlicher Fläche einſchließlich des nor⸗ 
malerweiſe zugehörigen Anteils an den Gebäuden und Be⸗ 
triebsmitteln eines Betriebs bewertet werden kann. Der 
Hektarhöchſtſatz beträgt ſeit dem 1. Januar 1935 3780 RM 
und bleibt in dieſer Höhe vorausſichtlich für alle Bewertun⸗ 
gen landwirtſchaftlicher Betriebe bis zum 1. Januar 1941 
maßgebend. 

Die Bewertung des Reichsſpitzenbetriebs 
ſchafft den Ansgangspunkt für die Bewer⸗ 
e ee e eee landwirtſchaftlichen 
Betriebe innerhalb des Reichs gebiets. Es 
iſt aber nicht möglich, die Werte aller dieſer anderen Be⸗ 
triebe durch unmittelbaren Vergleich mit dem Reichs⸗ 
ſpitzenbetrieb zu ermitteln. Es können in jedem Ober⸗ 
finanzbezirk nur einige aus geſuchte Betriebe, die 
für ihre Gegend kennzeichnend ſind, mit dem Reichs⸗ 


dem 


ſpitzenbetrieb verglichen werden: die „Ver g leichs⸗ 
betriebe“. Bei dieſen Vergleichsbetrieben ſtellt der 
Reichsminiſter der Finanzen nach Beratung im Bewertungs⸗ 
beirat feſt, wie groß ihre Ertragsfähigkeit, auf den Hektar 
bezogen, im Vergleich zum Reichsſpitzenbetrieb ſiſt. 
Das Ergebnis der Feſtſtellungen wird für jeden Vergleichs⸗ 
betrieb im Reichshundertſatz ausgedrückt. Der 
Reichshundertſatz iſt eine Verhältniszahl. Beträgt er für 
einen Vergleichsbetrieb z. B. 80,0, fo bedeutet das, daß 
ein Hektar landwirtſchaftlicher Fläche des Betriebs mit 
3780 : 100 X 80 = 3024 RM bewertet werden muß 
(Sektarſatz), weil ſeine Ertragsfähigkeit nur 80 v. H. der 
Ertragsfähigkeit eines Hektars beim Reichsſpitzenbetrieb 
erreicht. 

Der Reichshundertſatz kann niemals mehr als 100,0 
betragen, weil es beſſere Betriebe als den Reichsſpitzen⸗ 
betrieb, auf den Hektar bezogen, nicht gibt. 

Mit der Bewertung der Vergleichsbetriebe ſind nun⸗ 
mehr in jedem Oberfinanzbezirk mehrere neue Ausgangs⸗ 
punkte für die Wertfeſtſtellung gewonnen. Ihre Zahl iſt 
jedoch noch nicht ausreichend. Aus dieſem Grund beſtimmen 
die Oberfinanzpräfidenten unter Mitwirkung eines Gut⸗ 
achterausſchuſſes einige weitere Betriebe — die „Unter⸗ 
ver ge ichs bete Die 9 und ſtellen für dieſe durch 
Vergleich mit den bereits bewerteten Vergleichsbetrieben 
ebenfalls einen Reichshundertſatz feſt. Dasſelbe beſorgen 
ſie ohne Mitwirkung des Gutachterausſchuſſes bei den 
ſogenannten „Einreihungsbetrieben“. 

Damit iſt ein Kreis von Bewertungſtützpunkten — 
Vergleichsbetriebe, Untervergleichsbetriebe und Einreihungs⸗ 
betriebe — vorhanden, der auch den Finanzämtern ermög⸗ 
licht, Bewertungen vorzunehmen. Sie wählen grundſätzlich 
in jeder Gemeinde mindeſtens einen geeigneten Betrieb aus, 
den „Richtbetrieb“, und, falls erforderlich, auch noch 
einen oder mehrere andere Betriebe, die „Hilfs⸗ 
betriebe“, und ermitteln mit beſonderer Sorgfalt durch 
Vergleich, ob die Ertragsfähigkeit, auf den Hektar bezogen, 
bei dem zu bewertenden Betrieb beſſer oder geringer iſt als 
bei dem bereits bewerteten Betrieb, der zum Vergleich her⸗ 
angezogen wird. Das Ergebnis ihrer Feſtſtellungen wird 
wiederum in einem Reichshundertſatz ausgedrückt. 

Auf die bis dahin geſchaffenen Grundlagen 
kann ſich nun die Bewertung der großen Maſſe 
der landwirtſchaftlichen Betriebe ſtützen. 
Das Vergleichen wird fortgeſetzt. Ziel des Vergleichs iſt aber 
nicht die ſofortige Ermittlung des Geſamtwerts für 
jeden landwirtſchaftlichen Betrieb, ſondern zunächſt die Feſt⸗ 
ſtellung des im Einzelfall angemeſſenen Hektar satzes. 

Nehmen wir an, die Bewertungſtelle eines Finanzamts 
hat den Betrieb des Bauern N in M zu bewerten. Sie 
vergleicht ihn mit dem Richtbetrieb der Gemeinde M, deſſen 
Hektarſatz auf 1701 RM (Reichshundertſatz 45,0) feſtgeſtellt 
worden iſt. Bei dieſem Vergleich iſt in der 
Hauptſache nachfolgenden Geſichtspunkten 
zu verfahren: 

a) Die im Betrieb des N vorhandenen Nebenbetriebe 
gewerblicher Art und Sonderkulturen Aeiben 
außer Betracht; 

Hinſichtlich des Beſtands an Gebäuden und Be⸗ 
triebsmitteln und hinſichtlich der Betriebs⸗ 
größe werden nicht die tatſächlichen Verhältniſſe berück⸗ 
ſichtigt, ſondern es iſt zu unterſtellen, daß der Beſtand an 
Gebäuden und Betriebsmitteln und die Betriebsgröße 
den regelmäßigen Verhältniſſen in 
entſprechen; 

c) Es iſt feſtzuſtellen, ob die natürlichen Ertrags⸗ 
bedingungen (Bodenbeſchaffenheit, Geländegeſtal⸗ 
tung, klimatiſche Verhältniſſe) des Betriebs N günſtiger, 
gleichwertig oder ungünſtiger find als die des Richt- 
betriebs; 

Es iſt feſtzuſtellen, ob die innere Verkehrslage 
(Hoflage, Geſchloſſenheit oder Zersplitterung) des Be⸗ 
triebs N beſſer, gleichwertig oder ſchlechter iſt als die des 
Richtbetriebs (günſtige Lage des Hofes zu den bewirt⸗ 
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ſchafteten Flächen und Geſchloſſenheit des Betriebs er⸗ 
höhen durch verringerte Unkoſten den Geldertrag; weite 
Entfernung der bewirtſchafteten Flächen vom Hof und 
Zerſplitterung der Flächen vermindern durch erhöhte 
linfoften den Geldertrag des Betriebs): 

Es iſt feſtzuſtellen, ob die äußere Verkehrslage 
(Verkehrs⸗ und Abſatzverhältniſſe, Verhältniſſe des 
Arbeitsmarkts) des Betriebs N beſſer, gleichwertig oder 
ſchlechter iſt als die des Richtbetriebs. (Die äußere Ver⸗ 
kehrslage iſt innerhalb einer Gemeinde für alle Betriebe 
im allgemeinen dieſelbe.) 


Es ſind alle Umſtände von Bedeutung gegeneinander 
abzuwägen. Ausſchlaggebend ſind dabei im weſentlichen die 
Feſtſtellungen unter e und d. Die in den einzelnen Ländern 
vorhandenen Anhaltspunkte aus früheren Bewertungen 
können verwertet werden. Künftig werden die Ergebniſſe 
der Bodenſchätzung eine wichtige Rolle ſpielen. 

Das Endergebnis aller Überlegungen 
muß der angemeſſene Hektarſatz für den Be⸗ 
trieb des Bauern St fein. 

Sehr große Abweichungen vom Hektarſatz des Richt⸗ 
betriebs der Gemeinde ſind verhältnismäßig ſelten. Nehmen 
wir an, daß die Bewertungſtelle einen Hektarſatz von 
1758 RM für richtig hält. 

Der Betrieb des Bauern N ſoll eine Geſamtfläche von 
31 ha beſitzen, wovon 5 ha auf Wald, 0,75 ha auf Abbau⸗ 
land (Sandgrube), 0,75 ha auf Unland und 1,5 ha auf 
Heideland entfallen. Landwirtſchaftlich voll nutzbar bleiben 
alſo 23 ha. Dieſe Fläche wird vervielfacht mit dem Hektar⸗ 
lab: 23 X 1758 40 434 RM. 

Dem errechneten Betrag ſind die Werte der übrigen 
Flächen zuzuſetzen. 

Bauern wald iſt im allgemeinen geringwertig und 
wird mit entſprechend niedrigen Hektarſätzen bewertet. Bei⸗ 
ſpiel: 1 ha = 150 RM, 5 ha demzufolge 750 RM. 

A Das Abbauland bringt einen durchſchnittlichen 
Jahresertrag von 200 RM. Sein Wert beträgt deshalb 
18 x 200 = 3 600 RM (Einzelertragsivert). 

Für das Heideland iſt ein Hektarſatz anzuwenden, 
der die geringe Ertragsfähigkeit ſolcher Flächen berückſich⸗ 
tigt. Beiſpiel: 1 ha = 170 RM, 1,5 ha demzufolge 255 RM. 

Unland iſt wertlos. 

Als Wert des Betriebs N ergibt ſich nunmehr ein Be⸗ 
trag von 40 434 + 750 + 3600 + 255 = 45.089 RM. 
Wohlgemerkt find damit nicht nur die bew irt- 
ſchafteten Flächen erfaßt, ſondern auch der zu⸗ 
gehörige Normalbeſtand an Gebäuden und 
Betriebsmitteln. 

Der Betrag von 45 089 RM ſtellt den Vergleichs 
wert dar (8 39 RBewch). Zu berückſichtigen wären nun 
erforderlichenfalls noch die Dinge, die bei der Ermittlung 
es Hektarſatzes außer Betracht geblieben ſind, das ſind 
etwaige Nebenbetriebe und Sonderkulturen und die tatſäch⸗ 
lichen Verhältniſſe in Bezug auf den Beitand an Gebäuden 
und Betriebsmitteln und die Betriebsgröße (8 40 R BewG). 

Nebenbetriebe ſind mit dem Einzeler⸗ 
tragswert anzuſetzen. Ihr durchſchnittlicher Jahres⸗ 
ertrag wird mit achtzehn vervielfacht. 

Für Sonderkulturen iſt ein Zuſchlag zu machen, 
er ihrem gegenüber der normalen Bewirtſchaftung erhöhten 
Ertrag Rechnung trägt. 

Ein weſentlicher Überbeſtand an Gebäuden 
oder an ſtehenden Betriebsmitteln iſt durch 
einen Zuſchlag zu erfaſſen, der dem Achtzehnfachen der durch 

en Überbeſtand eingetretenen Steigerung der Ertragsfähig⸗ 
keit des Betriebs entſpricht. 

Ein weſentlicher Unterbeſtan d an Gebäuden 
oder an ſtehenden und umlaufenden Betriebs⸗ 
mitteln iſt durch einen Abſchlag zu berückſichtigen, der 
ich nach der verurſachten Minderung der normalen Ertrags- 
fähigkeit, vervielfacht mit achtzehn, bemißt. 

Die das Normalmaß erheblich überſteigende Größe 
eines Betriebs kann unter Umſtänden zur Minderung 
der Ertragsfähigkeit, auf den Hektar bezogen, führen und iſt 
dann ebenfalls durch einen Abſchlag zu berückſichtigen. 


— 


€ 


Beſchränkungen, die ſich aus der Eigenſchaft eines land⸗ 
wirtſchaftlichen Betriebs als Erbhof ergeben, werden 
nicht als wertmindernd betrachtet. 


Zuſammenfaſſung: 


Aus dem Vergleich des zu bewertenden 
Betriebs mit einem Richtbetrieb oder der⸗ 
gleichen ergibt ſich der Hektarſatz. Aus der 
Vervielfachung des Hektarſatzes mit der 
Fläche des Betriebs in Hektar ergibt ſichder 
Vergleichswert. Aus dem Vergleichswert 
ergibt ſich nach reſtloſer Berückſichtigung 
der tatſächlichen Verhältniſſe der Ein⸗ 
heitswert. 


Nach ganz anderen Geſichtspunkten muß ſich die Ermitt⸗ 
lung des Ertragswerts beim forſtwirtſcha ftlichen 
Vermögen geſtalten (§ 45 RBewG). Denn bewertet wird 
dabei nicht die bewirtſchaftete Fläche, ſondern das aufſtehende 
Holz. Die Art des Betriebs, die Holzart und Standortklaſſe, 
der Beſtockungsgrad und Holzpreis ſind die entſcheidenden 
Faktoren bei der Feſtſtellung von Hektar ſätzen, die 
vom Reichsminiſter der Finanzen unter Mitwirkung des 
Bewertungsbeirats und unter Anlehnung an die geſchaffenen 
Bewertungsſtützpunkte auch von den Oberfinanzpräſidenten 
beſtimmt werden. Der höchſte Hektarſatz iſt zurzeit 2 514 RM. 


Beim Wein bau vermögen wird dagegen wieder 
das Syſtem der vergleichenden Bewertung an⸗ 
gewendet (§ 47 RBewG). Bewertet werden aber durch Ver⸗ 
gleich nicht Weinbaubetriebe, ſondern Lagen. An Stelle 
des Reichsſpitzenbetriebs tritt deshalb die Reichsſpitzenlage, 
an Stelle der Vergleichsbetriebe treten Vergleichslagen uſw. 
Der Hektarhöchſtſatz beträgt zurzeit 160 000 RM. 


An einer Lage ſind oft die Eigentümer mehrerer Be⸗ 
triebe beteiligt. Aus dieſem Grunde bleibt bei der Ermitt⸗ 
lung des Hektarſatzes im Wege des Vergleichs die tatſäch⸗ 
liche innere Verkehrslage außer Betracht. Sie wird erſt bei 
der Wertfeſtſtellung für den einzelnen Weinbaubetrieb durch 
Zuſchlag oder Abſchlag vom Vergleichswert berückſichtigt. 


Sehr verſchieden liegen die Verhältniſſe beim gärt⸗ 
neriſchen Vermögen (8 48 RBewG). Bei einem 
Obſtbaubetrieb läßt ſich z. B. der Ertragswert nicht nach 
denſelben Regeln ermitteln wie bei einer Baumſchule. Teil⸗ 
weiſe erfolgt die Bewertung durch Verg leich. Der Reichs⸗ 
miniſter der Finanzen ermittelt für eine Anzahl von Be⸗ 
trieben den Ertragswert und die Oberfinanzpräſidenten 
und Finanzämter bewerten die gleichartigen Betriebe ihres 
Gebiets durch Vergleich mit den geſchaffenen Bewertungs⸗ 
ſtützpunkten. Derartige Bewertungsſtützpunkte gibt es für 
Gemüſe⸗, Spargel- und Obſtbaubetriebe, Forſtpflanzen⸗ 
zucht⸗ und Baumſchulbetriebe. Soweit die Bewertung im 
Wege des Vergleichs nicht möglich iſt, muß für den einzelnen 
gärtneriſchen Betrieb der Einzelertragsiwe rt nach 
den Vorſchriften des § 31 RBew ermittelt werden. 


Dasſelbe gilt für Betriebe, die zum übrigen land⸗ 
und forſtwirtſchaftlichen Vermögen gehören 
(8 49 R BewG). 


10. Mindeſtwert 


Es gibt Fälle, in denen die Anwendung der regel⸗ 
mäßigen Methoden zur Ermittlung des Ertragswerts 
für land- oder forſtwirtſchaftliches Vermögen, Weinbauver⸗ 
mögen oder gärtneriſches Vermögen und zur Ermittlung des 
gemeinen Werts für bebaute Grundſtücke nicht zu 
einem befriedigenden Ergebnis führt. Die $$ 33 und 52 
RBewG ſchreiben vor, daß dann der Mindeſtwert an⸗ 
zuſetzen iſt. 

Bei den obengenannten wirtſchaftlichen Einheiten des 
land und forſtwirtſchaftlichen Vermögens wird ein Mindeſt⸗ 
wert feſtgeſetzt, der ſich aus dem Wohnungswert und dem 
Wirtſchaftswert zuſammenſetzt. 

Der Wohnungswert iſt der Wert des Wohn. 
gebäudes des Betriebsinhabers oder des ſeiner Wohnung 
dienenden Gebäudeteils (8 6 RBew d). Er iſt nach den 


S. 120 / 


Vorſchriften zu ermitteln, die für Mietwohngrundſtücke 
gelten (Vervielfachung der Jahresrohmiete), und zwar auch 


dann, wenn es ſich um ein Einfamilienhaus handelt. 

er Wirtſchaftswert iſt der Wert der übrigen 
Teile des Betriebs (8 7 RBew Dp). Bei ſeiner Ermittlung 
iſt zu berückſichtigen, daß Hektarſätze regelmäßig einen An⸗ 
teil des Werts der Wohngebäude einſchließen und deshalb 
entſprechend gekürzt werden müſſen. 
Beiſplel: 

Durch Vergleich mit dem Richtbetrieb der Gemeinde N 
iſt für einen landwirtſchaftlichen Betrieb ein Hektarſatz bon 
680 RM gefunden worden. Der Betrieb iſt 5 ha groß. Der 
Vergleichswert beträgt demnach 5 X 680 — 3400 RM. 

Geſondert zu bewertende Teile des Betriebs, Neben⸗ 
betriebe und Sonderkulturen ſind nicht vorhanden. Der Be⸗ 
ſtand an Gebäuden und Betriebsmitteln iſt normal, hinſichtlich 
der Betriebsgröße iſt nichts zu veranlaſſen. Der Vergleichs⸗ 
wert wäre alſo ſchon der Einheitswert des Betriebs. 


Für das Wohngebäude des Betriebsinhabers beträgt in 
der Gemeinde N die übliche Miete 400 RM jährlich (vielfach 
iind Durchſchnittſätze vorhanden, weil ſich der Mietwert ſolcher 
Wohnungen in ländlichen Verhältniſſen im allgemeinen ſchlecht 
ſchätzen läßt). Für das Wohngebäude allein ergäbe ſich deshalb 
nach den Grundſätzen, die für die Bewertung der Mietwohn⸗ 
grundſtücke in der Gemeinde N gelten, ein Wert von 10 & 400 
4000 RM. Der Vergleichswert von 3 400 RM iſt alſo un⸗ 
bedingt zu niedrig. 


Folge: Es iſt der Mindeſtwert anzuſetzen. 
Der Wohnungswert beträgt, wie ſchon er⸗ 


e l Bee 4000 NM. 
Der Hektarſatz von 680 Rehe wird im Hinblick auf 

die geſonderte Bewertung des Wohngebäudes 

um 20 v. H. gekürzt, vermindert ſich alſo auf 

544 RM. Der Wirtſchaftswert beträgt dem⸗ 

gemäß 5 ha X 544 2 720 RM. 
Einheitswert 6 720 RM. 
abgerundet 6 700 RM. 


il dien ſt⸗ 
Ausbildungsbeihilß 


Der Neichsminiſter der Finanzen hat durch Erlaß vom 
27. Februar 1940 H 2081—658 VI für die Bearbeitung der An⸗ 
träge auf Gewährung bon Ausbildungsbeihilfen im Rechnungs⸗ 
jahr 1940 (1. April 1940 bis 31. März 1941) die folgenden Ve⸗ 
ſtimmungen getroffen: 


1. Sperre der Ausbildungsbeihilfen 

Der Sperrerlaß vom 28. Februar 1980 bleibt bis auf 
weiteres in Kraft. Die Oberfinanzpräſidenten haben deshalb 
erſtmalige Anträge auf Gewährung von Ausbildungsbei⸗ 
hilfen abzulehnen, wenn die Anträge nach dem 28. Februar 1989 
geſtellt werden, d. h. wenn ſie nach dieſem Zeitpunkt bei den 
Schulen oder Finanzämtern eingehen. Die Finanzämter 
ſind ermächtigt, erſtmalige Anträge auf Gewährung von Aus⸗ 
bildungsbeibilfen abzulehnen, wenn ſte unter den Sperrerlaß 
fallen. Schließt ſich der Beſuch einer Fachſchule, Berufsfachſchule 
oder Hochſchule an den Beſuch einer mittleren oder höheren 
Schule an, und ſind für das Kind Ausbildungsbeihilfen zum Be⸗ 
ſuch der mittleren oder höheren Schule gewährt worden, jo 
können Ausbildungsbeihilfen zum Beſuch einer Fachſchule, Berufs- 
fachſchule oder Hochſchule gewährt werden. Es handelt ſich in 
dieſen Fällen um eine Weiter bewilligung der Ausbildungsbei⸗ 
hilfen, nicht um eine erſtmalige Bewilligung. Die Sperre gilt nicht 
für die Nationalpolitiſchen Erziehungsanſtalten, für die Sieger 
und Siegerinnen im Berufswettkampf und für die Schüler und 
Schülerinnen von Aufbauſchulen. 

Die Sperre der Ausbildungsbeihilfen bedeutet nicht eine Ver⸗ 
legung der Antragsfriſt! Es kann deshalb nicht von einer „Friſt⸗ 
verſäumnis“ geſprochen werden. Wird ein Antrag auf Gewäh⸗ 
rung von Ausbildungsbeihilfen wegen der Sperre der Ausbil⸗ 
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Die Bewertung mit dem Mindeſtwert kann in Gegen⸗ 
den mit niedrigen Hektarſätzen oder überwiegender Klein⸗ 
landwirtſchaft faſt zur Regel werden. Sie joll nach Möglich⸗ 
keit Wertfeſtſtellungen verhindern, die im Intereſſe der 
Gleichmäßigkeit der Beſteuerung nicht tragbar ſind und auch 
für den Steuerpflichtigen nachteilig ſein können. 

Für Betriebe, die zum übrigen land⸗ und 
forſtwirtſchaftlichen Vermögen gehören (8 49 
R BewG), kommt die Anwendung der Vorſchriften über den 
Mindeſtwert nicht in Betracht, weil das Wohngebäude des 
Betriebsinhabers oder der ſeiner Wohnung dienende Ge⸗ 
bäudeteil nicht als Beſtandteil des Betriebs 
betrachtet wird, ſondern zum Grun dvermögen zählt. 

Bei den bebauten Grundſtücken beſtimmt ſich 
der Mindeſtwert nach dem gemeinen Wert, den der Grund 
und Boden allein beſitzen würde, wenn er unbebaut 
wäre. Es ergibt ſich aus der Natur der Sache, daß derartige 
Dep) mit dem Mindeſtwert verhältnismäßig ſelten 
und. 

Beiſpiel: 

In einer großſtädtiſchen Geſchäftsſtraße liegt ein Miet 
wohngrundſtück. Die bebaute und unbebaute Fläche umfaßt 
600 qm. Die beiden vorhandenen Wobnungen bringen eine 
Jahresrohmiete von 1500 RM. Der Vervielfacher iſt 7, der 
Einheitswert des Grundſtücks würde alfo 10 500 RM betragen. 

Der Grund und Boden iſt mit Rückſicht auf die Lage be⸗ 
ſonders wertvoll. Beim Verkauf eines unbebauten Grund⸗ 
ſtücks an derſelben Straße iſt ein Preis von 50 RM für den 
Quadratmeter gezahlt worden. Es iſt deshalb gerechtfertigt, 
das Mietwohngrundſtück mit 600 X 50 — 30 000 RM zu be⸗ 
werten. 

Gegen dieſen Mindeſtwert könnte geltend gemacht wer⸗ 
den, daß ein Käufer des Grundſtücks das Gebäude zunächſt 
abbrechen laſſen muß. Den Abbruchkoſten ſteht aber der 
Erlös aus dem Verkauf des Baumaterial 
gegenüber, der die Abbruchkoſten ganz oder größtenteils 
decken wird. 


dungsbeihilſen abgelehnt, ſo kann der Ablehnungsgrund bekannt⸗ 
gegeben werden. 


2. Antragsfriſt 

Anträge auf erſtmalige Bewilligung und auf Weiterbewilli⸗ 
gung von Ausbildungshilfen für das Schuljahr 1940/1 konnen 
bis zum 30. April 1940 geſtellt werden. Anträge für einen anderen 
Zeitabſchnitt (Semeſter, Trimeſter, Lehrgang, Fachlehrgang uſw.) 
ſind vor Beginn dieſes Zeitabſchnitts zu ſtellen. 

Später geſtellten Anträgen kann entſprochen werden, wenn 
die Verſagung der Beihilfen eine Härte bedeuten würde und aus⸗ 
reichende Mittel für die Bewilligung der Anträge zur Verfügung 
ſtehen. 


3. Fahrtkoſten 

Ab dem Schuljahr 1940/41 kann im Fall der Bedürftigkeit 
auch beim Beſuch von Fachſchulen, Berufsfachſchulen und Hoch⸗ 
ſchulen für Fahrtkoſten. die durch Fahrten zwiſchen Elternhaus 
und Schule entſtehen, eine Beihilfe in Höhe der talſächlich ent⸗ 
ſtehenden Koſten gewährt werden. Dieſe Beihilfe iſt als Pauſch⸗ 
betrag zu errechnen und auszuzahlen. Fahrtkoſten werden neben 
den Koſten der Lebenshaltung des Kindes nicht gewährt. Fahrt⸗ 
koſten werden nur gewährt, wenn das Elternhaus und die Schule 
in verſchiedenen politiſchen Gemeinden liegen, alſo, wenn es ſich 
um Fahrtkoſten zwiſchen dem Wohnort des Unterhaltsverpflich⸗ 
teten und dem Schulort handelt. 


4. Aufhebung der Sperre 

Wann die Sperre der Ausbildungsbeihilfen aufgehoben wird, 
läßt ſich zurzeit noch nicht überſehen. Die Aufhebung der Sperre 
wird rechtzeitig bekanntgegeben. Bei der Aufhebung dieſer Sperre 
wird vorausſichtlich die Neufaſſung der Richtlinien für die Gewähr 
rung von Ausbildungsbeihilfen in Kraft treten. Mai. 


